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6/1/2017 
 
Anwesende Ersatzmitglieder: Margit Humer MA, Friedrich Stabauer (beide ÖVP), Mag. 
Beatrice Prost (Die Grünen), Mag. Maria Scharrer (Liste Frischer Wind für St. Lorenz) 
 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
Beginn:        19.00 Uhr                       
Zuhörer:       15 Personen 
 
Der Bürgermeister begrüßt alle Anwesenden und stellt fest, dass 
a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung ergangen ist, 
b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeindeamtes ordnungsgemäß 
kundgemacht wurde, 
c) die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzungen vom 30.6.2017, Nr. 3/2017, und 16. 
11. 2017, Nr. 5/2017, während der Sitzung zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis 
Sitzungsschluss eingebracht werden können, 
d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 
e) zum Schriftführer dieser Sitzung VB Hubert Daxner bestimmt wird, 
f) seitens der ÖVP-Fraktion GV Andreas Hammerl, 
von der FPÖ-Fraktion GV Thomas Herbst, 
von den Grünen GR Mag. Josef Dobesberger und 
von Seiten Frischer Wind für St. Lorenz Ersatz-GR Mag. Maria Scharrer als 
Protokollfertiger der heutigen Gemeinderatssitzung namhaft gemacht werden. 
 

Tagesordnung 
 

1. Nachtragsvoranschlag 2017; Beschlussfassung 

Das Budget des Nachtragsvoranschlags 2017 der Gemeinde St. Lorenz weist im Vergleich 
zum Voranschlag 2017 eine Differenz in Höhe von 6,02 % der ordentlichen Einnahmen 
auf. Das bedeutet in Zahlen eine Veränderung von € 5.159.000,00,--, bei den ordentlichen 
Einnahmen im VA 17 auf € 5.469.700,00,--. Somit ergibt sich eine Steigerung in Höhe von 
€ 310.000,-. Die Differenz der Ausgaben beträgt ebenfalls 310.000,-. 
Die größten Abweichungen treten ausgabenseitig in den Gruppen 4, 8 und 9 auf. 
Die Abweichung der Gruppe 4 erklärt sich durch die Änderung auf Ansatz 419. Da zum 
Zeitpunkt der Voranschlagserstellung im Jahr 2017 der SHV-Beitrag noch nicht bekannt 
war, musste hier eine Korrektur der Ausgaben in Höhe von € 26.300,- vorgenommen 
werden. 
In Gruppe 8 wurden die Zinsen für das Darlehen zum Grundankauf des AGW angepasst, 
welche zuvor gänzlich im Bereich des Kindergartens veranschlagt waren. Des Weiteren 
wurden die Zinszahlungen für die Wohnbauförderung in das Budget aufgenommen und die 
Ausgaben für Kostenbeteiligung an der Verlegung der Wasserleitung der WG 
Schwalmbach im Zuge der Kanalbauarbeiten des RHV in Höhe von € 7.800 in den NVA 
aufgenommen. Die Gruppe 9 Finanzwirtschaft spiegelt vor allem die Veränderungen im 
Außerordentlichen Haushalt wider, da hier die Zuführungen zu den Vorhaben verbucht 
werden. Die Zuführung zum Außerordentlichen Haushalt wurde auf € 207.000,- gekürzt, 
was eine Verringerung um € 76.300 bedeutet. Die Finanzierung des Kanalbaus im 
Freizeitcamp St. Lorenz wurde nicht im Jahr 2016 abgeschlossen, sondern wird erst mit 
Ende 2017 fertiggestellt werden. Es erfolgten hier noch Vorschreibungen von 
Anschlussgebühren und eine Zuführung zum Außerordentlichen Haushalt in Höhe von € 
300.000. Auch alle weiteren Zuführungen wurden angepasst. 
Auf Seiten der Einnahmen ergeben sich die größten Veränderungen in den Gruppen 5, 8, 
sowie 9. 
Im Gruppe 5 Gesundheit wurden Einnahmen aus den Rückzahlungen von 
Sprengelbeiträgen (Krankenanstaltenbeitrag) aus dem Jahr 2015 in Höhe von € 19.500,- 
aufgenommen. In Gruppe 8 wurde die Einnahme von Kanalanschlussgebühren für das 



Freizeitcamp in Höhe von € 300.000,- aufgenommen, da diese nicht mehr im Jahr 2016 
vorgeschrieben werden konnten. Um € 3.000,- konnten die Einnahmen für die 
Parkraumbewirtschaftung in Schwarzindien und Plomberg erhöht werden. In Gruppe 9 
erfolgte die Anpassung der Einnahmen aus dem Außerordentlichen Haushalt. Hier war 
eine Rückführung aufgrund der Auszahlung der Wohnbauförderung in Höhe von € 340.800 
geplant. Da diese bereits im Jahr 2016 zur Gänze ausbezahlt wurde und größtenteils den 
Rücklagen zugeführt wurde, müssen anstelle dieser Einnahmen in diesem Jahr wieder 
Rücklagen aufgelöst werden. 
Ebenfalls angepasst wurde die Verbuchung der Ertragsanteile, welche seit dem Jahr 2017 
zur Gänze auf Post 859000 verbucht werden. 
Im Außerordentlichen Haushalt wurden folgende Veränderungen vorgenommen: 
 

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 163101 040000 Fahrzeuge Klf-A 2017  158.800,00  150.200,00  

6 163101 040000 Fahrzeuge  6.700,00  0,00  

6 163101 871100 KTZ vom Land (BZ)  43.000,00  43.000,00  

6 163101 871900 KTZ vom Landesfonds (LFK)  33.000,00  34.500,00  

6 163101 874000 KTZ von sonst. Trägern öffentl.  Rechts  15.000,00  15.000,00  

6 163101 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  61.100,00  57.700,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 211002 772000 PV Anlage VS TILO 33.500,00  0,00  

6 211002 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  33.500,00  0,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 240000 690000 Schadensfälle (Sachverständigengebühr) 31.200,00  0,00  

5 240000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  136.200,00  108.700,00  

6 240000 871000 KTZ vom Land (LZ)  108.700,00  108.700,00  

6 240000 871100 KTZ vom Land (BZ)  58.700,00  0,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 240003 010000 Gebäude - Kiga Überdachung Müllplatz 6.100,00  4.500,00  

6 240003 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  6.100,00  4.500,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 320000 010000 Gebäude (Musikschulzubau)  0,00  61.000,00  

6 320000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  61.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 612000 002000 Baukosten div. Gemeindestr. 0,00  15.000,00  

6 612000 910100 Zuführungen -  Verkehrsflächenbeitrag  0,00  15.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 612003 002000 Straßenbauten Brücke Höribach  33.000,00  18.000,00  

6 612003 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  33.000,00  11.500,00  

6 612003 910500 Zuführungen - Aufschl. Verkehr  0,00  6.500,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 612005 050000 Gestaltung Kreisverkehr Kiga 8.000,00  12.000,00  

6 612005 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  8.000,00  12.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 612008 002000 Straßenbauten - Finksiedlung 50.200,00  0,00  

6 612008 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  18.700,00  0,00  

6 612008 910100 Zuführungen -  Verkehrsflächenbeitrag  25.000,00  0,00  

6 612008 910500 Zuführungen - Aufschl.  Verkehrsflächen  6.500,00  0,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 616101 002000 Straßenbauten GW Mooshäusl  0,00  240.000,00  

6 616101 871000 KTZ vom Land (LZ)  0,00  120.000,00  

6 616101 872000 KTZ von Gemeinden, -verb. und - fonds  0,00  60.400,00  

6 616101 878000 KTZ von privaten Haushalten  0,00  11.600,00  

6 616101 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  12.600,00  

6 616101 963100 Abwicklung Soll-Überschuss Vorjahr  0,00  35.400,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 617002 010000 Planung Bauhof 0,00  20.000,00  

6 617002 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  20.000,00  
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Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 617003 020000 Streugerät 15.600,00  16.000,00  

6 617003 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  15.600,00  16.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 617004 001000 Grundkauf - Bauhof 0,00  40.000,00  

6 617004 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  40.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 639000 050000 Sonderanlagen HW Schutzmaßnahmen  20.000,00  20.000,00  

6 639000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  20.000,00  20.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 811000 004000 Baukosten  130.000,00  130.000,00  

6 811000 298000 Entnahme aus Kanalrücklage  27.700,00  0,00  

6 811000 910300 Zuführungen -  Kanalanschlussgebühren  98.000,00  125.700,00  

6 811000 910700 Zuführungen - Aufschl. Kanal  4.300,00  4.300,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 811001 004000 Kanalbau Freizeitcamp  300.000,00  0,00  

6 811001 910301 Zuführungen - Kanalanschl.  Freizeitcamp  300.000,00  0,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 816000 050000 Beleuchtung Scharfling 0,00  18.000,00  

6 816000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  18.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 831001 050000 Badehütte Plomberg 4.000,00  10.000,00  

6 831001 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  4.000,00  10.000,00  

Hinweis Ansatz Post Postbezeichnung VA + NVA 17 VA 2017 

5 853000 010000 Gebäude - AGW Überdachung 7.000,00  0,00  

5 853000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  0,00  340.800,00  

6 853000 341000 Invest.darlehen von Ländern u. Landesfds  0,00  340.800,00  

6 853000 910000 Zuführungen an/aus OH/AOH  7.000,00  0,00  

 

Bgm. Johannes Gaderer übergibt das Wort an Kassenleiterin Mag. Eva Worzfeld, die dem 
Gemeinderat die wesentlichen Positionen und Veränderungen gegenüber dem 
Voranschlag 2017 erläutert. GR Mag. Josef Dobesberger findet es eine bedenkliche 
Vorgangsweise, dass für die Sanierung der Straße in der Finksiedlung im Voranschlag 
nichts berücksichtigt worden ist, dieses Vorhaben aber nachträglich aufgenommen wurde. 
Mag. Dobesberger fragt an, ob es richtig sei, dass € 800.000 an Rücklagen aufgelöst 
worden seien? Kassenleiterin Mag. Worzfeld bestätigt dies. 
GR Mag. Ulrich Humer stellt den Antrag, den Nachtragsvoranschlag 2017 zu 
beschließen. 
Beschluss: einstimmig 

 

2. Voranschlag 2018; Beschlussfassung 

Der Voranschlag 2018 weist im Ordentlichen Haushalt (OH) ein Gesamtbudget in Höhe 
von € 4.857.100,- und im Außerordentlichen Haushalt ein Budget in Höhe von € 247.000,- 
auf. Bgm. Johannes Gaderer übergibt das Wort an Kassenleiterin Mag. Eva Worzfeld, die 
dem Gemeinderat die wesentlichen Positionen des Voranschlags 2018 erläutert. Das 
Volumen des OH 2018 verringert sich lt. Worzfeld gegenüber jenem des Vorjahres um 
rund elf Prozent, was im Wesentlichen auf eine Verringerung der Mittel im Zusammenhang 
mit dem Bau des Kindergartens zurückzuführen ist. 
 

Gesamtübersicht nach Gruppen 

  Einnahmen Einnahmen Ausgaben Ausgaben 

Gruppe VA 18 VA 17 VA 18 VA 17 

0 Vertretungskörper und allg. Verwaltung 193.400,00 148.200,00 719.000,00 647.200,00 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 2.100,00 2.800,00 64.200,00 53.400,00 



2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 317.800,00 283.800,00 990.800,00 1.006.600,00 

3 Kunst, Kultus und Kultur 1.700,00 2.200,00 95.500,00 135.800,00 

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 19.200,00 16.400,00 775.200,00 716.100,00 

5 Gesundheit 21.500,00 38.300,00 611.600,00 588.300,00 

6 Straßenbau, Verkehr 117.400,00 128.000,00 241.700,00 234.700,00 

7 Wirtschaftsförderung 0,00 0,00 50.400,00 44.000,00 

8 Dienstleistungen 780.500,00 1.135.600,00 847.900,00 1.114.900,00 

9 Finanzwirtschaft 3.403.500,00 3.714.400,00 460.800,00 926.200,00 

            

  Summe 4.857.100,00 5.469.700,00 4.857.100,00 5.467.200,00 

 

Die Abgaben und Gebühren wurden laut den Vorgaben durch das Land Oberösterreich an 
die neuen Mindestgebühren angepasst. 
 

Gebühren und Abgaben 

  2017 2018 

Grundsteuer A 
500,000 v.H.d. 
Steuermessbetrag 

500,000 v.H.d. 
Steuermessbetrag 

Grundsteuer B 
500,000 v.H.d. 
Steuermessbetrag 

500,000 v.H.d. 
Steuermessbetrag 

Hundeabgabe 
€ 50,00 je Hund € 50,00 je Hund 

€ 10,00 je Wachhund € 10,00 je Wachhund 

Kanalbenützungsgebühr € 3,68 (€ 4,048 inkl.) € 3,75 (€ 4,13 inkl.) 

Kanalanschlussgebühr/m² € 21,51 (€ 23,657 inkl.) € 21,93 (€ 24,12 inkl.) 

Kanalanschlussmindestgeb. € 3.226 (€ 3548,60 inkl.) € 3.290,- (€ 3.619,- inkl.) 

Abfallabfuhrgebühr Lt. VO v. 30.11.2016 lt. VO v. 30.11.2016 

 

Für das Jahr 2018 sind folgenden Projekte im Außerordentlichen Haushalt geplant: 
 
Amtshausumbau: 
Im Voranschlag 2018 wurden € 45.000,- für die Planung des Amtshausumbaus 
aufgenommen. Diese Kosten werden lt. den Besitzverhältnissen auf die drei Gemeinden 
aufgeteilt. Somit verbleibt für die Gemeinde St. Lorenz ein zu deckender Betrag in Höhe 
von € 16.900. 
 

Straßenbau Bereich Thekla-Weg: 
Für Die Straßensanierung im Bereich Thekla-Weg wurden € 50.000,- ins Budget 
aufgenommen. Die Finanzierung sieht wie folgt aus: 

 Verkehrsflächenbeiträge: € 15.000,- 

 Aufschl. Verkehrsflächen: € 6.400,- 

 Ordentlicher Haushalt: € 28.600,- 
 

Radweg R2: 
Für den Bau des Radwegs zwischen Plomberg und St. Gilgen wurden von der Gemeinde 
St. Lorenz € 50.000,- veranschlagt. Zur Finanzierung ist die Deckung aus Mitteln des 
ordentlichen Haushalts geplant. 
 

Instandsetzung GW Kanten: 
Der Wegeerhaltungsverband plant für das nächste Jahr die Instandsetzung des Güterwegs 
Kanten. Die Gemeinde St. Lorenz trifft hier eine Zuzahlung in Höhe von 25% der 
Gesamtkosten. Diese wurden mit dem Betrag von € 12.500,- in den Voranschlag 
aufgenommen und aus dem ordentlichen Haushalt finanziert. 
 

Planungskosten Bauhof: 



Es sind Planungskosten für Baumaßnahmen im Bereich des Bauhofs in Höhe von € 
20.000,- veranschlagt. 
 

Kanalbau RHV: 
Der Reinhaltungsverband hat für das Jahr 2018 folgende Baukosten bekanntgegeben: 

 BA 70 Aufschließung Heizomat:     € 25.500,- 

 BA 88 Seeleitungen – Anpassung an Stand d. Technik: € 24.450,- 

 Umbau Betriebsgebäude:      €   8.150,- 

 Güterweg Mooshäusl:      € 11.400,- 

 Gesamt:        € 69.500,- 
 

Diese Kosten werden wie folgt finanziert: 

 Kanalbaurücklage:   € 25.200,- 

 Kanalanschlussgebühren:  € 40.000,- 

 Aufschließung Kanal:   €   4.300,- 
 
Zum Budgetausgleich werden im Jahr 2018 folgende Rücklagen benötigt: 
 

Art der Rücklage Anfang 2018 Zuführung Entnahme Ende 2018 

Tilgungsrücklage 1.000,00     1.000,00 

Kanalbau 227.600,00   25.200,00 202.400,00 

Kanalbau Verwahr 97.400,00     97.400,00 

Kanalbau Freizeitcamp 0     0 

Betriebsmittel 218.200,00   133.800,00 84.400,00 

Bauhof 21.400,00     21.400,00 

Soziale Zwecke 5.100,00     5.100,00 

Sparbuch Kultur 7.900,00     7.900,00 

Allgemeine Rücklage 135.200,00   135.200,00 0 

Summen 713.800,00   294.200,00 419.600,00 
 
 

Die Entwicklung des Schuldenstands wird wie folgt prognostiziert: 
 

Darlehen 

Verwendungszweck Anfang 2018 Zugang Tilgung Endstand 2018 Zinsen 2018 

Wohnbauförderungsdarlehen AGW 839.400,00 0 0 839.400,00 8.800,00 

Darlehen AGW Grund 33,41% 337.400,00 0 11.100,00 326.300,00 2.700,00 

Darlehen AGW Bau 321.000,00 0 15.300,00 305.700,00 2.500,00 

Kanalbaudarlehen Bawag / PSK 3.500,00 0 3.500,00 0 100 

Darlehen KIGA Grund 66,59% 672.400,00 0 22.200,00 650.200,00 5.300,00 

Zwischenfinanzierung AGW 88.400,00 0 88.400,00 0 800 

Darlehen Grundankauf Hammerl 96.500,00 0 30.600,00 65.900,00 600 

Summe Darlehen 2.358.600,00 0 171.100,00 2.187.500,00 20.800,00 

 

Die Haftungen werden wie folgt veranschlagt: 
 

Haftungen 

Haftungen Anfangsstand 2018 Zugang Abgang Endstand 2018 

Darlehenshaftung BA 22 - 59 1.712.800,00 0 120.000,00 1.592.800,00 

Darlehen BA 01 - 15 1.154.800,00 0 92.400,00 1.062.400,00 

Haftungsübernahme KVZ 
Schloss 367.200,00 0 180.700,00 186.500,00 

Summe 3.234.800,00 0,00 393.100,00 2.841.700,00 

 

Mit dem Voranschlag 2018 wird die Möglichkeit der Aufnahme eines Kassenkredits im Jahr 
2018 bis zur Höhe von € 500.000,- festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind keine 
Kassenkredite, die auf Grund früherer Ermächtigungen aufgenommen wurden und noch 



nicht zurückgezahlt wurden, enthalten. Die Vergabe des Kassenkredits an ein Bankinstitut 
erfolgt im Jahr 2018, laut Kassenleiterin Mag. Eva Worzfeld ist eine tatsächliche 
Inanspruchnahme zu 98% nicht notwendig. 
Bgm. Johannes Gaderer informiert, dass zum Voranschlag drei Einwendungen eingebracht 
wurden. Mit Datum vom 29. 11. 2017 hat GR Mag. Josef Dobesberger folgende Eingabe 
vorgelegt: 
„Bei der Durchsicht des Budgetvoranschlages für 2018 der Gemeinde St. Lorenz habe ich 
festgestellt, dass für den Budgetposten 612000 „Straßenbauten“ im Voranschlag 2018 und 
auch im mittelfristigen Finanzplan für die Planungsperiode 2019 – 2022 keine Mittel 
vorgesehen sind. Die für die Instandhaltung von Straßenbauten veranschlagten Beträge 
sind viel zu gering angesetzt. 
Teile der Gemeindestraßen in St. Lorenz sind in einem sehr schlechten Zustand, einige 
Abschnitte sind so desolat, dass ein gefahrloses Benützen der Straße nicht gegeben ist, 
besonders für Fahrradfahrer bestehen große Gefahren. Beispielsweise sei hier die 
Mondseestraße im Abschnitt der Häuser Nr. 73 bis 89 angeführt, wo Hinweisschilder auf 
die Gefahren angebracht werden mussten. Ob hier eine oberflächliche Instandsetzung 
oder doch die Komplett-Sanierung von zumindest der gefährlichen Straßenabschnitte im 
Jahr 2018 durchgeführt werden soll, möge im Gemeinderat behandelt werden. Für eine 
Komplettsanierung müsste im Außerordentlichen Haushalt 2018 die entsprechende 
Position aufgenommen werden. Weitere Teilabschnitte der Mondseestraße ab Haus Nr. 89 
bis zur Wagnermühle sind im mittelfristigen Finanzplan der folgenden Jahre zu 
berücksichtigen.“  
GR Mag. Josef Dobesberger weist ergänzend darauf hin, dass es sich um ein vor allem für 
Kinder sehr gefährliches Straßenstück handle. Der Gemeinderat müsse sich Gedanken 
darüber machen, ob nicht das Wohl der Bevölkerung Priorität habe gegenüber anderen 
Vorhaben. Wenn die Sanierung Schritt für Schritt geplant und dies auch im Voranschlag 
berücksichtigt sei, nur dann werde die Sanierung auch durchgeführt. Er erinnert daran, 
dass sich die Gemeinde, vor allem der Bürgermeister, haftbar mache bei Unfällen. Wenn 
die Gemeinde Kenntnis von desolaten Straßen habe, müsse dies budgetär berücksichtigt 
werden, so Dobesberger. 
GR Karl Eder pflichtet bei, dass das Teilstück in schlechtem Zustand sei, aber bei weitem 
nicht in so schlechtem wie beschrieben. Bgm. Gaderer schlägt vor, einen Kosten-
voranschlag für die Sanierung des Teilstückes Schatzl bis Eppenschwandtner einzuholen. 
Wenn die Kosten am Tisch lägen könne man darüber beraten, ob man das Vorhaben noch 
im Budget 2018 unterbringt. Der Vorsitzende weist darauf hin, dass eine Wasser-
rechtsverhandlung notwendig und das Einvernehmen mit der WG St. Lorenz herzustellen 
sei, weil dort eine Eternit-Leitung verlegt sei. Mag. Dobesberger fragt den Bürgermeister, 
ob er sich dafür verbürge, dass diese Schritte gesetzt würden, was dieser bejaht. 
GV Andreas Hammerl sagt, das Projekt Mondseestraße  sei nicht in Vergessenheit 
geraten. Bgm. Gaderer ergänzt, ein früheres Angebot für die Sanierung sei bereits bei € 
419.000 gelegen; GR Mag. Dobesberger erwidert, dieser Betrag sei aber für die gesamte 
Strecke ausgelegt gewesen, nicht für ein Teilstück. Aber wenn sich herausstelle, dass die 
finanzielle Belastung zu groß sei, müsse man eben eine oberflächliche Sanierung ins Auge 
fassen. 
 
Mit Datum vom 30. 11. 2017 hat GV Peter Hiller MAS folgende Eingabe vorgelegt: 
„Bei der Durchsicht des Budgetvoranschlages 2018 der Gemeinde St. Lorenz habe ich 
festgestellt, dass der Budgetposten „Öffentlicher Verkehr“ nach den Jahren 2016 und 2017 
zum dritten Mal gekürzt wird. Dies betrifft offensichtlich Beiträge der Gemeinde zum 
Verkehrsverbund. 
Der Masterplan Mobilität für die Gemeinde St. Lorenz empfiehlt, dass der öffentliche (Nah-) 
Verkehr in den nächsten Jahren Schritt für Schritt ausgebaut werden soll. Insbesondere 
geht es um den Ausbau des Regionalverkehrs – konkret der Buslinie 140 (Weiterführung 
im Stundentakt Thalgau – Mondsee) sowie der Buslinie 156 (getakteter Anschluss 
Mondsee – St. Gilgen) und damit die Anbindung an Bad Ischl bzw. Salzburg. 
In Bezug auf den Nahverkehr im Gemeindegebiet geht es um vorgeschlagene 
Mobilitätslösungen, z. B. Ruftaxi, Car-Sharing auf Freiwilligen-Basis, u. a. 



Es erscheint kurzsichtig und entgegen jeder Expertenempfehlung, diese Positionen nicht in 
die mittelfristige Finanzplanung der Gemeinde aufzunehmen. Entsprechende Positionen 
sind daher sowohl im Budgetvoranschlag 2018 als auch in der mittelfristigen 
Finanzplanung zu berücksichtigen. Selbstverständlich ist dabei auch die Einbeziehung und 
Abstimmung mit anderen Mondseeland-Gemeinden herzustellen.“ 
Bgm. Johannes Gaderer sagt, seines Wissens werde der Takt der Buslinie 140 ab 10. 12. 
erhöht. Außerdem sei im Jänner 2018 ein Gespräch mit dem OÖ. Verkehrsverbund wegen 
der Linie nach Scharfling geplant. Für das Car-Sharing fehle es an Förderungen. GV Hiller 
MAS sagt, es hätten Mittel für den öffentlichen Verkehr im Mittelfristigen Finanzplan 
berücksichtigt werden müssen, dies sei ein Bereich, in dem sich etwas tun werde. Er 
erinnert Bgm. Gaderer daran, dass dieser ein Bekenntnis dazu abgegeben habe, deshalb 
müssten auch finanzielle Mittel bereitgestellt werden. Bei der Präsentation des 
Mobilitätskonzeptes sei etwa über den Vorschlag gesprochen worden, einen private 
Busverbindung Richtung St. Gilgen einzurichten. Davon sei jetzt keine Rede mehr. Auf die 
Frage von GV Hammerl, welcher Betrag ihm sinnvoll erscheine, antwortet GV Hiller, € 
5.000,- sollten es schon sein. Bgm. Gaderer ergänzt, falls es konkrete Ansätze gebe, 
könne man diese auch noch im Haushalt 2019 berücksichtigen. 
GV Hiller MAS möchte wissen, welche Zahlen seitens des Landes OÖ für den 
Mittelfristigen Finanzplan gebraucht werden. Weiters fragt er, worauf sich der Betrag von € 
50.000 für den Radweg begründe. Bgm. Gaderer antwortet, dies sei der Anteil der 
Gemeinde, wie er im Finanzierungsplan vorgesehen sei. 
Ersatz-Gemeinderätin Mag. Maria Scharrer äußert ihr Befremden dahingehend, dass die 
Gemeinde in derartigem Umfang auf Rücklagen zurückgreifen müsse. „Wir plündern unser 
Sparbuch um 75 %“, so Scharrer. Ihrer Ansicht nach sollte sich die Gemeinde einen Puffer 
schaffen und eine Reihung der wichtigsten Projekte erstellen, Radweg oder Aussichtsturm 
Kulmspitze seien vielleicht nicht gerade vordringlich. Bgm. Gaderer ist da anderer 
Meinung, touristisch sei der Radweg sehr wohl von Bedeutung.  
GV Hiller MAS fragt, wieso im Budget für den Aussichtsturm Kulmspitze nur € 14.500 
berücksichtigt seien, wenn der Beitrag der Gemeinde 21.600 ausmache? Bgm. Gaderer 
antwortet, der tatsächliche zu leistende Betrag für die Gemeinde seien die 14.500, wegen 
der erst 2019 fließenden Fördergelder müsste aber eine Zwischenfinanzierung erfolgen. 
Eine weitere Frage Hillers hat die Sanierung des Büffets beim Badeplatz Plomberg zum 
Inhalt;  Bgm. Gaderer antwortet, diese Sanierung sei bereits 2017 erfolgt mit Kosten in 
Höhe von ca. € 4.000. 
 
Mit Datum vom 4. 12. 2017 hat GV Peter Hiller MAS folgende Eingabe zum Straßenbau 
Mooshäuslweg vorgelegt: 
„Im vorliegenden Budgetentwurf 2018 wurde der Ansatz für das Hochwasserschutzprojekt 
„Mooshäusl“ von € 240.000 auf € 280.000 erhöht. Diese Erhöhung ist sachlich nicht 
nachvollziehbar, da meiner Ansicht das ganze Projekt nicht sinnvoll ausgelegt ist und die 
geplante Vorgehensweise nicht dem Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit im 
Umgang mit Steuergeldern entspricht. 
Begründung: Im Befund und Gutachten der BH Vöcklabruck vom 20. März 2017 wird 
mehrfach zum Ausdruck gebracht, dass das vorliegende Projekt nur eine geringfügige 
Verbesserung der Hochwassersituation ermöglicht, dass die Hochwasserabflusssituation 
der östlich des GW Mooshäusl befindlichen Projekte nur geringfügig verbessert wird, dass 
die Dimensionierung der geplanten Durchlässe nicht ausreichend vorgenommen wurde. 
Neben dem Wirtschaftlichkeitsaspekt gibt es offensichtlich auch planerische 
Schwachpunkte, die vor einem Beschluss nochmals überdacht und geändert gehören. 
Weiters kommt es zu einer Vermischung straßenbaulicher und Hochwasser-
schutzmaßnahmen, die sich fördertechnisch ausschließen. Bezüglich der mehrfach 
angesprochenen Förderung z. B. der EU ist folgendes zu sagen. Im wasserrechtlichen 
Verfahren wurde dieses Projekt als Hochwasserschutzprojekt dargestellt. Für ein solches 
Projekt ist es aber nicht möglich, straßenbauliche Förderungen in Anspruch zu nehmen. 
Förderungen durch den Güterwegeverband sind unwahrscheinlich, den Statuten des 
Güterwegeverbandes nach werden lediglich die Instandhaltung und die Instandsetzung 
von bestehenden Güterwegen finanziert. Die Schaffung neuer Güterwege wäre davon  



 
6/3/2017 

 
nicht betroffen. Außerdem scheint der bestehenden Weg tatsächlich kein Güterweg zu 
sein, sondern eine Gemeindestraße. 
Da für dieses Projekt keine Wirtschaftlichkeit, kein ausreichender Schutz und völlig unklare 
Fördermöglichkeiten vorliegen, ist es zur Gänze aus dem Voranschlag zu nehmen und 
sowohl sachlich als auch finanziell neu aufzustellen. Eine Alternative wäre, den 
Straßenbelag Mooshäuslweg umgehend einer gründlichen Sanierung zu unterziehen und 
diesen Budgetposten aufzunehmen.“ 
Bgm. Johannes Gaderer weist darauf hin, dass die Mooshäuslstraße sicher jene im 
Gemeindegebiet sei, die den schlechtesten Zustand aufweise. Seit Jahren versuche man, 
die Sanierung umzusetzen und den Hochwasserschutz für die angrenzenden Objekte  zu 
verbessern. Das Vorhaben hänge aber noch an einem Einspruch, über den der 
Landesverwaltungsgerichtshof befinden müsse. Die Sanierung der Mooshäuslstraße sei 
wichtig, auch für Schwarzindien und sollte keinesfalls aus dem Budget herausgenommen 
werden.  
GR Mag. Josef Dobesberger vermisst die Verhältnismäßigkeit: Im Vergleich zur 
Mondseestraße habe die Mooshäuslstraße nur eine geringe Verkehrsfrequenz, das Geld 
sei woanders besser investiert. GV Hiller MAS verweist nochmals auf die Feststellung der 
BH, wonach nur eine geringfügige Verbesserung der Hochwassersituation erreicht werden 
könne. Seiner Meinung nach sei das Projekt „für die Würscht“, weil schlecht geplant und zu 
teuer. Dem widerspricht Bgm. Gaderer, das Projekt sei sicher nicht „für die Würscht“. 
GR Mag. Ulrich Humer stellt den Antrag, den Voranschlag 2018 zu beschließen. 
Beschluss: mehrheitlich; 18 Ja-Stimmen (GR Mag. Ulrich Humer, Ersatz-GR Margit 
Humer MA, GR Widlroither, GR Schleicher, GR Schruckmayr, GR Eder Karl, GV Ebner, 
Vizebgm. Nußbaumer, Bgm. Gaderer, GV Hammerl, GR Erber, GR Mag. Hollweger, 
Ersatz-GR Friedrich Stabauer, GV Herbst, GV Eder Johannes, GR Stabauer Matthias, GR 
Heiser, GR Pachler); 5 Nein-Stimmen: GV Hiller MAS, GR Mag. Dobesberger, GR Mag. 
Märzinger, Ersatz-GR Mag. Prost, Ersatz-GR Mag. Scharrer); eine Enthaltung: Mag. 
Kohlberger. 
 

3. Geschäftsverteilungsplan Verwaltungsgemeinschaft; Genehmigung 

Aufgrund personeller Änderungen (Amtsleitung, Übernahme der Lehrlinge Eva Putz und 
Christine Eppenschwandtner in den Gemeindedienst sowie Schaffung eines Dienstposten 
für einen Bautechniker in der Gemeinde Sankt Lorenz) sowie neu hinzugekommener 
Aufgaben und Herausforderungen für die Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft ist der 
seit 01. 01. 2015 gültige Geschäftsverteilungsplan überholt und entsprechend anzupassen. 
Der Geschäftsverteilungsplan beinhaltet für jeden Dienstposten eine Aufgabenzuweisung, 
die sich an den Grundsätzen einer sparsamen, wirtschaftlichen und effizienten Verwaltung 
orientiert. Zudem dient er im Falle einer etwaigen Ein-oder Umstufung unterstützend als 
Vorlage bei den entsprechenden Landesdienststellen. Der Geschäftsverteilungsplan liegt 
seit 28. 11. 2017 zur Einsichtnahme im Sekretariat der Landgemeinden auf und kann 
selbstverständlich jederzeit von interessierten Mandataren eingesehen werden. 
GR Josef Schruckmayr stellt den Antrag den Geschäftsverteilungsplan der 
Verwaltungs-gemeinschaft der Gemeinden Tiefgraben, Sankt Lorenz und Innerschwand 
am Mondsee mit Wirksamkeit 1. 1. 2018 zu genehmigen. 
Beschluss: einstimmig (22 Ja-Stimmen; Margit Humer MA und GR Karl Eder bei der 
Abstimmung nicht im Sitzungssaal anwesend). 
 

4. Bescheidbeschwerde Eheleute Peter u. Irmgard Hiller vom 28. 8. 2017 zum 
Bauvorhaben Josef u. Nina Schruckmayr (Bau L 2016/060); Antrag auf Zuerkennung 
der aufschiebenden Wirkung 

Bgm. Johannes Gaderer, GV Peter Hiller MAS und GR Josef Schruckmayr erklären sich 
für befangen 
 



Mit Datum vom 16. 10. 2016, eingel. 19. 10. 2016, haben Herr und Frau Josef und Nina 
Schruckmayr, Plomberg 9, 5310 St. Lorenz um die Erteilung der Baubewilligung für die 
Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses mit 5 Wohneinheiten auf dem Gstk. 1300/3, KG 
St. Lorenz, angesucht. 
Diesbezüglich wurde mit Baubescheid vom 01. 03. 2017, Zl. Bau L 2016/060, den 
Antragstellern die Baubewilligung für die Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses mit 5 
Wohneinheiten auf dem Gstk. 1300/3, KG. St. Lorenz, erteilt. 
Gegen diesen Baubescheid haben die Nachbarn Peter Hiller MAS u. Mag. Irmgard Hiller, 
vertr. d. RA Dr. Gerhard Zenz, Rainerstraße 19, 5310 Mondsee, Berufung eingebracht. 
Als Baubehörde II Instanz hat der Gemeinderat mit Bescheid vom 30. 06. 2017 den 
Bescheid des Bürgermeisters abgeändert und der Berufung im Übrigen nicht Folge 
gegeben und als unbegründet abgewiesen.  
 
Gegen diesen Bescheid brachten die Beschwerdeführer Peter Hiller MAS u. Mag. Irmgard 
Hiller, vertr. d. RA Dr. Gerhard Zenz, mit Datum vom 28. 08. 2017, eingel. 30. 08. 2017, 
Beschwerde ein und stellten den Antrag auf aufschiebende Wirkung gem. § 56 Abs. 2 Oö. 
BauO.. 
Bezüglich der eingebrachten Beschwerde gegen den Bescheid des Gemeinderates vom 
30. 06. 2017 wurden mit Schreiben vom 12. 09. 2017, Zl. Bau L 2016/060, die Akten an 
das Landesverwaltungsgericht Oö. zur Entscheidung übermittelt. 
Über den eingebrachten Antrag bezüglich der aufschiebende Wirkung gem. § 56 Abs. 2 
Oö. BauO. hat nunmehr der Gemeinderat als zuständige Behörde zu entscheiden. 
Gem. § 56 Abs. 2 hat die Behörde auf Antrag der Beschwerde führenden Partei die 
aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende 
öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten öffentlichen 
Interessen und Interessen anderer Parteien mit der Ausübung der durch den 
angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung für die Beschwerde führende 
Partei ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.  
Überdies haben die Antragsteller darzulegen, worin der für Sie unverhältnismäßige 
Nachteil bestünde.  
Dem Antrag vom 28. 08. 2017, eingel. 30. 08. 2017, der Beschwerdeführer kann nicht 
entnommen werden, dass mit der Gebrauchnahme der erteilten Baubewilligung für sie 
während des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens ein unverhältnismäßiger Nachteil 
verbunden wäre, sodass der Gemeinderat nicht in die Lage versetzt ist, das Vorliegen 
eines unverhältnismäßigen Nachteils zu beurteilen. 
Der Bauausschuss empfiehlt mehrheitlich, den Antrag der Beschwerdeführer nicht statt zu 
geben. 
 
GV Ing. Anton Ebner beantragt, einen Bescheid mit nachfolgendem Spruch und 
Begründung zu erlassen: 
 

Spruch 
 

Der Antrag der Beschwerdeführer auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gem. § 
56 Abs. 2 Oö. BauO. 1994 wird als unbegründet abgewiesen. 
 

Begründung 
 
Gem. § 56 Abs. 1 Oö. BauO 1994 als lex spezialis zu § 13 Abs. 1 VwGVG kommt 
Beschwerden gem. Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG gegen Bescheide nach der Oö. BauO 1994 
keine aufschiebende Wirkung zu, wenn durch den angefochtenen Bescheid eine 
Berechtigung eingeräumt wird. 
 
Sie haben mit Schriftsatz vom 28. 08. 2017, eingel. 30. 08. 2017, im Zusammenhang mit 
der von Ihnen eingebrachten Beschwerde an das Oö. Landesverwaltungsgericht die Zuer- 
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kennung der aufschiebenden Wirkung beantragt. Die Zuständigkeit darüber zu 
entscheiden, kommt dem Gemeinderat zu. 
 
Gem. § 56 Abs. 2 hat die Behörde auf Antrag der Beschwerde führenden Partei die 
aufschiebende Wirkung mit Bescheid zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende 
öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten öffentlichen 
Interessen und Interessen anderer Parteien mit der Ausübung der durch den 
angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung für die Beschwerde führende Partei 
ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.  
Überdies haben die Antragsteller darzulegen, worin für Sie der unverhältnismäßige 
Nachteil gelegen wäre.  
Dem Antrag vom 28. 08. 2017, eingel. 30. 08. 2017, der Beschwerdeführer kann nicht 
entnommen werden, dass mit der Gebrauchnahme der erteilten Baubewilligung während 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens ein für sie unverhältnismäßiger Nachteil 
verbunden wäre.  
 
GR Mag. Harald Kohlberger sagt, er habe den Bescheid gelesen, er könne aber nicht 
verstehen, dass keine öffentlichen Interessen berührt seien. Amtsleiter Mag. Günter 
Schardl weist auf die ständige Rechtsprechung des Landesverwaltungsgerichtshofes hin, 
wonach nur in äußerst wenigen und begründeten Fällen aufschiebende Wirkung zuerkannt 
werde. 
Beschluss: 16 Ja-Stimmen (Vizebgm. Nußbaumer, GR Mag. Ulrich Humer, Ersatz-GR 
Margit Humer MA, GR Widlroither, GR Schleicher, GR Karl Eder, GV Ebner, GV Hammerl, 
GR Erber, GR Mag. Hollweger, Ersatz-GR Friedrich Stabauer, GV Herbst, GV Johannes 
Eder, GR Matthias Stabauer, GR Heiser, GR Pachler); 1 Gegenstimme (Ersatz-GR Mag. 
Scharrer); 4 Enthaltungen (GR Mag. Dobesberger, GR Mag. Märzinger, Ersatz-GR Mag. 
Prost, GR Mag. Kohlberger).  
Bgm. Gaderer, GV Hiller MAS und GR Schruckmayr haben wegen Befangenheit nicht 
mitgestimmt. 
Dem Antrag von GV Anton Ebner wurde mehrheitlich zugestimmt. 
 

5. Nachwahl in Folge Mandatsverlust Ersatz-GR Vera Kasparetz 
a) Nachbesetzung Fraktionsvertreter-Stv. Bau-, Entwicklungs- und Planungs-
ausschuss – DI Mag. Dr. Helmut Eichert 

Ersatz-GR Vera Kasparetz hat mit Wirkung vom 31. Juli 2017 auf Grund der Verlegung des 
Hauptwohnsitzes ihr Mandat verloren, weshalb eine Nachwahl in die Ausschüsse durch 
die anspruchsberechtigte Fraktion erforderlich ist, berichtet Bgm. Johannes Gaderer. 
Gemäß §51 Abs. 4 GemO sind Wahlen durch den Gemeinderat stets geheim mit 
Stimmzetteln durchzuführen, es sei denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere 
Art der Stimmabgabe beschließt. 
Bgm. Johannes Gaderer stellt den Antrag, dass die Wahlen nicht geheim, sondern mit 
Handzeichen durchgeführt werden. 
Beschluss: einstimmig (GV Ebner und GV Hammerl bei der Abstimmung nicht im 
Sitzungssaal anwesend) 
 
Die Nachbesetzung in Ausschüsse und in den Gemeindevorstand erfolgt durch die 
anspruchsberechtigte Fraktion. Von der Liste „Frischer Wind für St. Lorenz“ liegt ein 
gültiger Wahlvorschlag zur Nachbesetzung in die Ausschüsse vor. 
Ersatz-GR Mag. Maria Scharrer ersucht das Mitglied der Liste Frischer Wind für St. 
Lorenz – also sich selbst - zu den folgenden Nachbesetzungen jeweils um ein Zeichen mit 
der Hand: 
a) Nachbesetzung Fraktionsvertreter-Stv. Bau-, Entwicklungs- und 
Planungsausschuss – DI Mag. Dr. Helmut Eichert 
Beschluss: einstimmig 
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6. Nachwahl Prüfungsausschuss  
a) Nachbesetzung Ersatzmitglieder Prüfungsausschuss anstelle GV Johannes Eder 
und GV Thomas Herbst 

Die Mandatare Johannes Eder und Thomas Herbst sind in der Sitzung am 28. 9. 2017 zu 
Gemeindevorständen gewählt worden. Da Vorstandsmitglieder gem. § 91 GemO dem 
Prüfungsausausschuss nicht angehören dürfen, sind für Johannes Eder und Thomas 
Herbst neue Ersatzmitglieder zu wählen. 
Gemäß §51 Abs. 4 GemO sind Wahlen durch den Gemeinderat stets geheim mit 
Stimmzetteln durchzuführen, es sei denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere 
Art der Stimmabgabe beschließt. 
Bgm. Johannes Gaderer stellt den Antrag, dass die Wahlen nicht geheim, sondern mit 
Handzeichen durchgeführt werden. 
Beschluss: einstimmig (GV Ebner und GV Hammerl bei der Abstimmung nicht im 
Sitzungssaal anwesend) 
 
Die Nachbesetzung in Ausschüsse und in den Gemeindevorstand erfolgt durch die 
anspruchsberechtigte Fraktion. Von der FPÖ-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag zur 
Nachbesetzung in den Gemeindevorstand und in die Ausschüsse vor. 
GV Thomas Herbst ersucht die Mitglieder der FPÖ-Fraktion zu den folgenden 
Nachbesetzungen jeweils um ein Zeichen mit der Hand: 
a) Nachbesetzung Ersatzmitglied Prüfungsausschuss – Philipp Heiser 
Beschluss: einstimmig 
b) Nachbesetzung Ersatzmitglied Prüfungsausschuss – Matthias Stabauer 
Beschluss: einstimmig 
 

7. KVZ Schloss Mondsee GmbH; Entsendung eines Mitgliedes des GR in den 
Aufsichtsrat 

Aufgrund des Mandatsverlustes von Vera Kasparetz (Verlegung des Hauptwohnsitzes 
nach Mondsee) hat der Gemeinderat ein neues Mitglied in den Aufsichtsrat der KVZ GmbH 
zu entsenden. Der Aufsichtsrat umfasst 8 Personen, die entsprechend den Anteilen wie 
folgt aufgeteilt sind: Mondsee (50%) 4 Aufsichtsräte, Tiefgraben (24,5 %) 2 Aufsichtsräte, 
St. Lorenz (17%) und Innerschwand (8,5 %) je 1 Aufsichtsrat. 
Der Prüfungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 23. 11. 2017 mit diesem Thema 
beschäftigt und empfiehlt dem Gemeinderat, DI Mag. Dr. Helmut Eichert (Liste Frischer 
Wind für St. Lorenz) in den Aufsichtsrat der KVZ GmbH zu entsenden. 
GR Mag. Harald Kohlberger berichtet, dass der Prüfungsausschuss DI Mag. Dr. Helmut 
Eichert für einen sehr guten Kandidaten halte. Deshalb beantrage er, DI Mag. Dr. Helmut 
Eichert als Aufsichtsrat der Gemeinde St. Lorenz in den Aufsichtsrat der KVZ Gmbh zu 
entsenden. 
GR Josef Schruckmayr sieht eine Entsendung von DI Mag. Dr. Eichert als problematisch 
an, weil sich dieser zumindest bis Ende 2018 von Gemeinderatssitzungen befreien lassen 
habe und nicht aktiv ins Gemeinderatsgeschehen eingebunden sei. GR Mag. Kohlberger 
antwortet, die Karenzierung Eicherts und die Sinnhaftigkeit seiner Nominierung seien im 
Ausschuss diskutiert worden. Dr. Eichert sei informiert und fachlich geeignet, nichts 
spreche gegen seine Nominierung. GR Mag. Josef Dobesberger ergänzt, der Ausschuss 
habe Eichert einstimmig empfohlen. 
GR Josef Schruckmayr entgegnet, die Entsendung eines aktiven Gemeinde-
ratsmitgliedes sei sicher die sinnvollere Entscheidung. Er stellt den Gegenantrag, die 
Gemeinde St. Lorenz möge Mag. Ulrich Humer als Aufsichtsrat in die KVZ Gmbh 
entsenden. 
Beschluss: 14 Ja-Stimmen (Bgm. Gaderer, Vizebgm. Nußbaumer, GR Mag. Ulrich 
Humer, Ersatz-GR Margit Humer MA, GR Schruckmayr, GR Widlroither, GR Karl Eder, GV 
Hammerl, GV Ebner, GR Erber, GR Mag. Hollweger, GR Schleicher, Ersatz-GR Friedrich  
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Stabauer, GR Matthias Stabauer); 9 Gegenstimmen (GV Hiller MAS, GR Mag. 
Dobesberger, GR Mag. Märzinger, Ersatz-GR Mag. Prost, Ersatz-GR Mag. Scharrer, GV 
Herbst, GR Mag. Kohlberger, GR Heiser, GR Pachler); 1 Stimmenthaltung: GV Johannes 
Eder. 
Der Gegenantrag von GR Schruckmayr ist mehrheitlich angenommen, der 
Hauptantrag von GR Mag. Kohlberger beseitigt. 
GR Mag. Josef Dobesberger will festgehalten haben, dass ihm in anderem 
Zusammenhang vorgehalten worden sei, im Ausschuss anders gestimmt zu haben als im 
Gemeinderat; GR Mag. Hollweger weist darauf hin, dass die Diskussion in der Fraktion 
schließlich zur Überzeugung geführt habe, dass eine andere Entscheidung auch möglich 
ist. 
 

8. Abrechnung Landesmusikschule Mondsee für 2016, Abgangsdeckung; 
Beschlussfassung 

Die Marktgemeinde Mondsee hat der Gemeinde St. Lorenz die Abrechnung für das Jahr 
2016 für die Landesmusikschule Mondsee vorgelegt. 86 SchülerInnen aus St. Lorenz 
werden im abgelaufenen Jahr in der LMS Mondsee unterrichtet, der Abgang je Schüler 
beträgt € 133,56.  
Laut Durchführungserlass des Landes hat die Gemeinde je Schüler zumindest € 70,- an 
Abgang zu übernehmen. Der Gemeinderat St. Lorenz hat in der Sitzung am 25. Juni 2015 
den einstimmigen Beschluss gefasst, den Abgang aus der Landesmusikschule in den 
Folgejahren bis zu einem Betrag von max. € 100,-- je Schüler zu übernehmen. 
GR Gerhard Erber stellt den Antrag, auch für das Jahr 2016 je 
Musikschüler/Musikschülerin aus St. Lorenz einen Abgangsbeitrag in Höhe von € 100,-- zu 
leisten. 
Beschluss: einstimmig 
 

9. Verein „Das natürliche, kreative Kind“ (Montessori-Waldkindergarten); Anpassung 
Gemeindebeitrag 

Der Verein „Das natürliche, kreative Kind“ betreibt am Höribachhof einen eingruppigen 
Montessori-Kindergarten. Die Finanzierung des Betriebes erfolgt durch Landesgelder, 
Vereinsbeiträge der Erziehungsberechtigten und Gastbeiträge der Gemeinden; je Kind und 
Monat wurde von der Gemeinde ein Beitrag von € 117,-- geleistet. 
Gemäß § 3 der Elternbeitragsverordnung ist der Besuch einer Kinderbetreuungs-
einrichtung ab dem 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt kostenlos. Der Verein „Das 
natürliche kreative Kind“ will von der Einhebung eines Vereinsbeitrages auch in Zukunft 
nicht absehen. Dies wird den Eltern gegenüber u. a. damit begründet, dass für die 
Betreuung eine zusätzliche Pädagogin (statt einer Helferin) beschäftigt wird. 
Dennoch werden die Gemeinden – neben St. Lorenz auch Tiefgraben und Mondsee - um 
eine Anhebung des monatlichen Gastbeitrages von derzeit 117,-- auf 150,-- Euro ersucht; 
dadurch würde sich der Vereinsbeitrag von dzt. 80,-- auf ca. 50,-- Euro verringern. Im Jahr 
2017/18 besuchen 10 Kinder aus St. Lorenz den Montessori-Kindergarten, eine Anhebung 
des Gastbeitrages von 117 auf 150 Euro würde mit € 330,-- monatlich zu Buche schlagen. 
Zum Vergleich: Für den Kindergarten der Franziskanerinnen wird mtl. ein Gastbeitrag in 
Höhe von ca. 200,-- Euro geleistet. In diesem Zusammenhang muss auch erwähnt werden, 
dass die Standortgemeinde, also St. Lorenz, nach § 29 des Kinderbetreuungsgesetzes 
verpflichtet ist, den Abgang zu decken. 
Der Bildungsausschuss Kindergarten, Schule, Jugend und Familie hat sich in der Sitzung 
am 22. 11. mit den Thema befasst und einstimmig empfohlen, der Gemeinderat möge die 
Anhebung des monatlichen Gastbeitrages auf 150 Euro beschließen. 
GV Peter Hiller MAS möchte wissen, wie sichergestellt werde, dass auch die 
Nachbargemeinden Tiefgraben und Mondsee den Gastbeitrag auf 150 Euro anheben. GR  
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Erber antwortet, diese Frage sei mit Tiefgraben im gemeindeübergreifenden Ausschuss so 
abgestimmt worden. 
GR Gerhard Erber stellt den Antrag, den monatlichen Gastbeitrag je Kind im Montessori-
Waldkindergarten, rückwirkend ab 1. 9. 2017, mit € 150,-- festzulegen. 
Beschluss: 23 Ja-Stimmen (Bgm. Gaderer, Vizebgm. Nußbaumer, GR. Mag. Ulrich 
Humer, Ersatz-GR Margit Humer MA, GR Schruckmayr, GR Widlroither, GR Karl Eder, GV 
Hammerl, GV Ebner, GR Erber, GR Mag. Hollweger, GR Schleicher, GR Matthias 
Stabauer, GV Hiller MAS, GR Mag. Dobesberger, GR Mag. Märzinger, Ersatz-GR Mag. 
Prost, Ersatz-GR Mag. Scharrer, GV Herbst, GR Mag. Kohlberger, GR Heiser, GR Pachler, 
GV Johannes Eder); 1 Stimmenthaltung (Ersatz-GR Friedrich Stabauer) 
 

10. Verabschiedung Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung; Beschlussfassung 

Am 5. 10. 2017 wurde im Beisein des Landesfeuerwehrinspektors, des Bezirksfeuerwehr-
kommandanten sowie des Abschnitts-und Pflichtbereichskommandanten mit Bürgermeister 
Gaderer die Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung für die Gemeinde Sankt Lorenz 
besprochen und entsprechend den Aussagen der zuständigen Kommandanten festgelegt. 
Das Ergebnis und die Maßnahmen dieser Besprechung sind in einem Dokument 
zusammengefasst, dieses wird dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht und um dessen 
Zustimmung mittels Beschlussfassung ersucht. 
GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, die Gefahrenabwehr- und 
Entwicklungsplanung in der vorliegenden Form zu verabschieden. 
Beschluss: einstimmig (23 Ja-Stimmen; GR Mag. Ulrich Humer bei der Abstimmung 
nicht im Sitzungssaal anwesend) 
 

11. Pflegeregresses; Beschlussfassung 

Der OÖ Gemeindebund ersucht die oö. Gemeinden um Beschlussfassung einer Resolution 
an die Bundesregierung, bei der es um die Abschaffung des Pflegeregresses geht. 
Zielsetzung der Resolution ist der vollständige Ersatz dieses Einnahmenentfalls, und soll 
dieser vom Bund eingefordert werden. Sollte sich der Gemeinderat der Gemeinde St. 
Lorenz den Forderungen der vorliegenden Resolution anschließen, ist diese direkt von der 
Gemeinde an den Petitionsausschuss, das Sozialministerium sowie das Bundeskanzleramt 
zu übermitteln. 
Bgm. Gaderer stellt den Antrag die dem Gemeinderat vorliegende Resolution zur 
Abschaffung des Pflegeregresses zu beschließen. 
Beschluss: einstimmig 
 

12. Bericht des Bürgermeisters 



Gegen Bürgermeister Johannes Gaderer wurden Aufsichtsbeschwerden wegen nicht 
fristgerechter Übermittlung einer Verhandlungsschrift (IKD2017-298048/17-Wb), betreffend 
Zufahrt zur Fa. Heizomat (IKD2017-318567/5-Sg) sowie eine neuerliche Eingabe zur 
Aufsichtsbeschwerde vom 28. 6. 2017 (IKD-2017-298048/12-HC) eingebracht. Bgm. 
Johannes Gaderer informiert die Gemeinderäte über den Inhalt der Beschwerden und das 
jeweilige Ergebnis der Direktion Inneres und Kommunales; 
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GR Mag. Josef Dobesberger weist darauf hin, dass bei der verspäteten Übermittlung der 
Verhandlungsschrift ein Fehlverhalten der Gemeinde festgestellt wurde. Sollte der 
Bürgermeister, wie damals der Fall, mehrere Wochen seiner Amtsgeschäfte nicht 
nachkommen können, müsse der Vizebürgermeister diese übernehmen. 
GV Peter Hiller MAS bringt eine schriftliche Anfrage betreffend Befangenheit des GR DI 
Christian Lidl ein; GV Hiller ersucht darin um Vorlage jenes Schreibens der 
Gemeindeaufsicht, worin diese feststellt, dass GR DI Lidl in einer bestimmten 
Angelegenheit nicht befangen sei. 
 
 Bgm. Gaderer berichtet, dass mit 1. 12. 2017 vom LG Wels die Klage der Familie Mag. 

Ganglmair/Wimmer wegen Schäden am Wohnhaus eingelangt sei; Beklagte seien die 
Gemeinde und der Reinhaltungsverband Mondsee-Irrsee. Der Gemeindevorstand habe  
beschlossen, die Kanzlei Ferner, Hornung & Partner, 5020 Salzburg, mit der Vertretung 
der Gemeinde St. Lorenz zu beauftragen. 
GR Mag. Josef Dobesberger erinnert, dass im Juni 2017 vereinbart worden sei, sich um 
eine Beilegung des Streits mit der Familie Ganglmair zu bemühen. Er möchte von Bgm. 
Gaderer wissen, welche Aktivitäten er gesetzt habe, um eine Lösung zu erreichen. GV 
Hiller MAS fragt ergänzend, ob sich auch die Versicherung bemüht habe, eine gütliche 
Einigung zu erzielen. Bgm. Gaderer antwortet, es habe Telefonate und auch Schreiben 
an die Wr. Städtische gegeben mit dem Ersuchen, eine Lösung zu finden. Offensichtlich 
sei dies nicht gelungen. 

 Bgm. Gaderer berichtet, er habe aufgrund der Anfrage von GV Thomas Herbst in der 
Sitzung am 16. 11. 2017 mit der Kindergartenleitung gesprochen und folgende 
Information erhalten: Sowohl die Einhebung von € 10,-- für Äpfel als auch die 
Bereitstellung eines USB-Sticks + € 10 für die Aufbereitung und Speicherung von 
Kindergartenfotos sei mit den Erziehungsberechtigten besprochen, es habe von keinem 
Elternteil Einwände gegeben. GV Herbst sagt, die KG-Leitung habe nicht gefragt, 
sondern nur festgestellt, dass es so sei. Dass keine Einwände gekommen sind sei 
nachvollziehbar, zumal kein Elternteil „schuld“ an einem Nichtzustandekommen haben 
wolle. Er stoße sich auch nicht an den € 10,--, sondern an der Vorgangsweise. 
GV Herbst knüpft noch die Frage an, wofür die gesunde Gemeinde das Geld verwende, 
wenn es nicht für die Äpfelkiste im Kindergarten sei? GV Hiller antwortet, das Projekt 
Apfel-Kiste sei für 2016/17 bezahlt worden, derzeit sei kein weiteres Projekt der 
Gesunden Gemeinde im Kindergarten am Laufen. 

 Bgm. Gaderer nimmt Bezug auf seine in der GR-Sitzung vom 16. 11. 2017 getroffene 
Aussage, wonach er zu den Vorwürfen des Prüfungsausschusses für heute eine 
schriftliche Stellungnahme vorbereiten werde. Die sei mittlerweile hinfällig, da aufgrund 
des Inhalts des jüngsten Prüfberichts bei der Staatsanwaltschaft Anzeige wegen des 
Verdachts der Untreue und des Amtsmissbrauchs erstattet worden ist. Zu den gegen ihn 
gerichteten Vorwürfen könne er nur sagen, dass er in den vergangenen acht Jahren 
stets nach bestem Wissen und Gewissen für die Gemeinde St. Lorenz gehandelt habe. 
Er sei überzeugt, dass sich die Vorwürfe als haltlos erweisen  werden.  
 

13. Bericht der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss:  
Aufgrund des Beschlusses in der Gemeinderatssitzung vom 30. 1. 2018 
(Einwendung von Bgm. Johannes Gaderer) wird die Verhandlungsschrift in diesem 
Punkt geändert und der Bericht bzw. die Wortmeldungen dazu wortwörtlich wieder 
gegeben. 
 
Prüfungsausschussobmann Mag. Harald Kohlberger: „Gut. Wir haben also tatsächlich 
am 23. 11. eine Prüfungsausschusssitzung gehabt, wo wir, damit wir den roten Faden nicht 
verlieren, die entsprechende Ordnungsmäßigkeit der Vergaben der Gemeinde St. Lorenz 
an die Fa. Beto Gaderer GmbH in den Jahren 2010 – 2014 noch einmal besprochen 



haben, schlicht und ergreifend noch einmal genau zu prüfen, was denn hier letztlich 
sozusagen im Rahmen der Vergaben nach unserem Dafürhalten ordnungsgemäß war oder 
nicht. Und ich darf dazu das Ergebnis des Prüfungsausschusses vorlesen um hier letztlich 
diese doch sehr ernsthafte Sache nicht durch eigene Interpretationen oder eigenwillige 
Formulierungen da missverständlich oder einseitig wiederzugeben. Wir haben zum 
Tagesordnungspunkt „Ordnungsmäßigkeit der Vergaben der Gemeinde St. Lorenz an die 
Fa. Beto Gaderer GmbH in den Jahren 2010 – 2014“ also Folgendes festgestellt: 
„Es wird festgestellt, dass es bis zum heutigen Tag noch keine Stellungnahme vom Land 
Oberösterreich zu den Rechnungen der Firma Beto Gaderer und der Frage der regelmäßig 
wiederkehrenden Vergaben gibt. Festgehalten wird aber ausdrücklich, dass dies ohnehin 
nebensächlich ist, da – wie im letzten Prüfbericht bereits ausgeführt – etliche 
Einzelvergaben über den erlaubten Schwellenwerten zur freien Vergabe durch den 
Bürgermeister alleine in den Jahren 2010 - 2014 ohne die dafür notwendigen 
Vergabebeschlüsse durch den Gemeindevorstand und/oder Gemeinderat vom 
Prüfungsausschuss im Rahmen der erfolgten, ausführlichen o. a. Prüfung gefunden 
worden sind. Es handelt sich hier, das ist noch einmal besonders zu betonen, um 
Vergaben der Gemeinde St. Lorenz an die Fa. Beto Gaderer GmbH, die zu 100% im 
Eigentum von Bürgermeister Johannes Gaderer steht und deren Alleingeschäftsführer der 
Bürgermeister Johannes Gaderer ist. 
Erörtert wird in dem Zusammenhang noch einmal, dass alleine bei ausgewählten 5 
Bauvorhaben in den Jahren 2010 - 2014 über € 150.000,00 in der dargestellten 
Vergabepraxis frei und ohne Beschlüsse an die Fa. Beto Gaderer GmbH vergeben worden 
sind. 
Es wird vom Prüfungsausschuss festgestellt, dass alle für diese Prüfung notwendigen 
Unterlagen (u. a. Rechnungen, schriftliche Aufträge, Gemeindevorstandsbeschlüsse und 
Gemeinderatsbeschlüsse) vom Prüfungsausschussobmann für die Sitzungen des 
Prüfungsausschusses am 02. 11., 13. 11. und 23. 11. 2017 mehrfach von der Gemeinde 
St. Lorenz angefordert worden sind und die entsprechend vorgelegten Informationen und 
Unterlagen, die allesamt ordnungsgemäß geprüft worden sind, zum dargelegten 
Prüfungsergebnis geführt haben. Auch eine nochmalige Nachfrage von Mag. Harald 
Kohlberger bei Bürgermeister Johannes Gaderer, ob es eine Erklärung für diese 
Vergabepraxis gibt, bringt keine neuen Erkenntnisse. 
Schließlich wird zugestimmt, dass der Prüfungsausschuss - trotz der evidenten 
Prüfungsergebnisse - jedenfalls aus Fairnessgründen noch abwartet, dass der 
Bürgermeister eine endgültige Stellungnahme zu den Vergaben der Gemeinde St. Lorenz 
an seine Firma aus den Jahren 2010 bis 2014 in der Gemeinderatssitzung vom 06. 12. 
2017 zu seiner Rechtfertigung abgeben wird, bevor er weitere mögliche Schritte plant.“ 
Das ist das, was wir letztlich zusammengefasst erkannt haben nach dreimaliger Prüfung, 
was wir letztlich auch festgestellt haben. Was aus unserer Sicht sicherlich kein Punkt ist, 
wo man so einfach zur Tagesordnung übergehen kann. Deshalb bewundere ich dies 
persönlich besonders, dass man mit so einer Leichtigkeit über andere Dinge, über die wir 
heute gesprochen haben, referieren kann und ich muss ehrlich sagen, ob ich das so locker 
sehen würde, aber gut, das steht mir auch nicht zu, das irgendwie zu beurteilen. 
Fakt ist, das wir an sich im Prüfungsausschuss gedacht haben, dass wir heute hier eine 
schriftliche Erklärung, die auch mehrfach zugesagt worden ist vom Bürgermeister, 
bekommen. Dass es jetzt zwischenzeitlich zu einer Strafanzeige oder 
Sachverhaltsdarstellung an den Staatsanwalt oder was auch immer das gewesen ist, 
gekommen ist, …. 
GV Andreas Hammerl: „... bitte das wir weglassen, das Protokoll, das du vorgestern 
übermittelt hast, hast nur du unterschrieben, soweit ich informiert bin.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Das ist nicht das Protokoll, das ist der Prüfungsbericht, und 
das Verhandlungsprotokoll muss meines Wissens nur einer unterschreiben. Das weiß ich 
nicht, wer´s bis jetzt unterschrieben hat, das ist ja auch grad erst fertig geworden.“ 
GV Andreas Hammerl: „Das liegt schon ein Zeitl auf.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Das ist jedenfalls der Prüfbericht und ich gehe davon aus, 
dass er so unterschrieben ist, wie er unterschrieben sein muss. Ich habe keine 
Einwendungen bis jetzt gehört. Also es ist sicher nicht mein persönlicher Prüfbericht, 



davon ist auszugehen. Aber Fakt ist, dass offensichtlich nunmehr eine Strafanzeige 
gemacht worden ist, wie auch immer, wir nehmen es im Prüfungsausschuss zur Kenntnis. 
Das wird wahrscheinlich dazu führen, wir werden das möglicherweise in einem weiteren 
Prüfungsausschuss beraten, es ist eine ganz neue Situation für uns, dass letztlich wir 
vermutlich aus unserer Verpflichtung, hier weitere Schritte zu setzen, damit auch entlassen 
sind, wenn hier von Amts wegen z. B. schon was gemacht worden ist. Deswegen wäre 
meine Frage in dem Zusammenhang, ob man wissen darf, wer denn hier Strafanzeige 
erstattet hat.“ 
Vizebgm. Karl Nußbaumer: „Am Montag hat mich der Amtsleiter informiert, dass das seit 
Donnerstag bei ihm am Tisch liegt. Seit Donnerstag ist der Prüfbericht da, somit hat er 
Handlungsbedarf. In Absprache mit mir und nach Einholung einer Rechtsauskunft haben 
der Amtsleiter und ich am Montag die Anzeige erstattet.“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „Der Prüfbericht, nachdem er aufgelegen ist und diese Punkte 
drinnen stehen, ist der Amtsleiter verpflichtet, mit dem Vizebürgermeister Anzeige zu 
machen.“ 
GV Andreas Hammerl: „Ich finde es ehrlich gesagt traurig, dass du als Initiator des 
Ganzen, der sich am meisten dahinter geklemmt hat, dass nicht du den Bürgermeister 
selber angezeigt hast, sondern das über Umwege laufen hat müssen, obwohl du schon 
informiert warst, was zu tun wäre.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Noch einmal: Wir haben uns ganz klar dafür, ….. Es ist 
überhaupt nicht traurig, das ist g´rad das Gegenteil. Wir haben uns aus 
Ordentlichkeitsgründen und politischer Fairness dafür entschieden, nachdem es geheißen 
hat, es wäre hier noch eine schriftliche Stellungnahme vom Hrn. Bürgermeister im Raum, 
und er hat auch ausdrücklich uns ersucht im Prüfungsausschuss, dass wir hier die 
Möglichkeit oder auch das Recht einräumen, dass er hier eine Rechtfertigung geben kann 
und dass wir hier nicht voreilig etwas tun. Und ich habe das sehr wohl auch geprüft, welche 
Verpflichtungen wir haben und wir haben alle Schritte ordnungsgemäß so gemacht. Es ist 
weder Gefahr im Verzug noch gar nix. Und es ist sicherlich nicht so, dass wir die 
Möglichkeit, dass der Bürgermeister am 6. Dezember im Rahmen der Gemeinderats-
sitzung hier entsprechend entweder eine eigene Rechtfertigung hat, die das alles 
entkräftet, oder möglicherweise selbst, das ist ja auch eine Möglichkeit, wenn er das nicht 
entkräften kann, den Weg in Richtung Selbstanzeige beschreitet, da gibt´s ja mehrere 
Methoden, das muss ja nicht der Prüfungsausschuss, weil vielleicht haben wir ja was 
übersehen, voreilig einen Schnellschuss machen und hier sozusagen nicht fair handeln, 
voreilig den Bürgermeister anschwärzen. Das tut der Prüfungsausschuss nicht, der 
Prüfungsausschuss agiert sehr vorsichtig und auch in dieser Causa und alleine deshalb 
haben wir keine, noch keine, Strafanzeige erstattet.“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „Danke. Jetzt Hr. Dobesberger.“ 
GR Mag. Josef Dobesberger: „Ja, ein Mitglied des Prüfungsausschusses hat angeregt ….  
Der Herr Bürgermeister war in der Prüfungsausschusssitzung ja auch dabei, da hat er 
immer wieder darauf hingewiesen, er braucht Zeit, um eine Stellungnahme abzugeben, 
obwohl wir wollten an und für sich schon einen Beschluss in der Sitzung fassen, sind aber 
dann auf Ersuchen eines Mitglieds des Prüfungsausschusses zu der Auffassung 
gekommen, dass wir dem Hrn. Bürgermeister noch aus diversen Gründen noch bis zur 
Gemeinderatssitzung am 6. Zeit geben, hier diese Stellungnahme abzugeben. 
Wir werden jetzt sicher sobald als möglich, vielleicht schon Anfang nächster Woche, eine 
Sitzung des Prüfungsausschusses beantragen.“ 
AL Mag. Günter Schardl: „Ich will jetzt nicht zusätzlich Öl ins Feuer gießen, ich werde 
mich auch nicht inhaltlich äußern. Nur: Das, was der Herr Kohlberger von sich gibt, das ist 
meiner Meinung nach äußerst grenzwertig. Der Prüfbericht, der vorliegt, ohne dass ich jetzt 
auf den Inhalt eingehe, der listet ganz klar Verdachtsmomente auf, die auf einen möglichen 
Amtsmissbrauch oder Untreue des Bürgermeisters hinweisen. Da ist es unerheblich, ob 
der Herr Bürgermeister eine Stellungnahme abgeben kann aus Fairnessgründen oder 
nicht. Wenn der Verdacht besteht, dann ist anzuzeigen. Und nicht nur von mir als meine 
Pflicht, sondern auch vom Prüfungsausschuss. Entweder vom Prüfungsausschuss oder 
von dessen Obmann. Dass man da jetzt solange zuwartet, bis der Amtsleiter das macht, 
wie gesagt, ich halte das für sehr befremdlich. 



Man kann sich meiner Meinung da nicht herstellen und sagen „Wir haben das festgestellt, 
aber jetzt sind wir überrascht, dass es eine Strafanzeige gibt.“ Das muss ich ganz offen 
und ehrlich sagen. Der Inhalt des Prüfberichtes ist so, dass ich, wenn sich der 
Bürgermeister nicht selbst anzeigt, was niemand vom Herrn Bürgermeister verlangen 
kann, das ist sein gutes Recht, es nicht zu tun, dann hätte ich mir erwartet, das sage ich 
offen und ehrlich, dass der Prüfungsausschuss, respektive von dessen Obmann, 
Strafanzeige erstattet wird und nicht, dass das mir über bleibt.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Also, es ist ganz klar festzuhalten, und da braucht man sich 
überhaupt nicht in eine Diskussion einlassen, dass der Prüfungsausschuss inklusive des 
Obmannes hier richtig gehandelt hat und wir sollten da auch nicht von der Thematik 
abdriften. Weil das Thema ist ja wirklich nicht, wer jetzt als Schnellerer den Bürgermeister 
anzeigt. Das Thema ist ja in der Sache selbst einmal eigentlich ein sehr ernsthaftes und ich 
glaube nicht, dass da jetzt im Vordergrund steht, ob zuerst der Amtsleiter oder zuerst der 
Prüfungsausschuss diese Anzeige macht. 
Wir haben ganz klar im Prüfungsausschuss nach rechtlicher Abklärung und Prüfung 
unserer Möglichkeiten für uns entschieden, und das war eine richtige Entscheidung, keine 
falsche, dass es sehr wohl möglicherweise gelingen kann, durch eine Stellungnahme des 
Herrn Bürgermeister, dass dieser Verdacht schon als Verdacht gar nicht erhärtet, sondern 
dass dieser Verdacht völlig entkräftet wird. Das war die ausdrückliche Bitte des Herrn 
Bürgermeister, dass wir ihm diese Chance einräumen. Das haben wir getan. Dass man 
dafür jetzt den „Schwarzen Peter“ kriegt, das kann´s wohl nicht sein. Und außerdem gibt es 
dazu eine polizeiliche Meldung, eine kriminalpolizeiliche Meldung, die allerdings keine 
Anzeige darstellt, die in jedem Fall aber sichergestellt hat, dass wir hier keine zeitlichen 
Versäumnisse haben, und dass wir hier keine zeitlichen Verfehlungen haben hinsichtlich 
dessen, was die Pflicht des Prüfungsausschussobmannes oder des Prüfungsausschusses 
insgesamt ist. Das bedeutet, es gibt Kontakt mit den Behörden, aber es gibt keine Anzeige 
und es wurde ausdrücklich von den Behörden auch zugesagt, dass es sehr wohl und 
rechtens ist, dass wir diese Stellungnahme noch abwarten, bevor wir hier Anzeige 
erstatten, weil man kann doch niemand anzeigen, wenn dann sozusagen das 
möglicherweise sich als Verdacht auflöst. Und würde dann jemand verleumden, dass ….“ 
AL Mag. Günter Schardl: „Herr Kohlberger. Herr Kohlberger, das, was sie jetzt von sich 
geben, das ist, und das möchte ich im Protokoll festgehalten haben, das ist definitiv falsch, 
definitiv. Es ist Fakt, ja wenn nur der Verdacht besteht, dass Anzeigepflicht herrscht. Das 
sehe nicht nur ich so, das sieht die IKD so, das sieht jeder Jurist so. Und jetzt zu sagen, wir 
warten aus Fairnessgründen ab, das ist schon rein rechtlich nicht möglich. Wir sind nicht 
die Staatsanwaltschaft oder sonst jemand, der zu entscheiden hat, ob das, was im 
Prüfbericht steht, oder das, was der Herr Bürgermister sagt, ob das stimmt. Der Verdacht, 
der im Prüfbericht steht, macht es unumgänglich, dass ich Anzeige erstatte. Sonst mache 
ich mich zusammen mit dem Vizebürgermeister des Amtsmissbrauchs schuldig. Und es 
geht doch nicht darum, wer da wen als Erstes anzeigt, es geht darum: Ich habe seit letzten 
Donnerstag zig Gespräche geführt, auf die Mandatare eingeredet, mit dem Bürgermeister 
geredet, klärt´s das bitte ab. Es ist notwendig, Anzeige zu erstatten, wenn es niemand 
macht, dann werde ich das machen. Da habe ich seit letzten Donnerstag mit offenen 
Karten gespielt. Das werden mir da herinnen locker 10 Leute bestätigen.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Also noch einmal: Ich habe am Freitag den Prüfbericht kurz 
vor 12 Uhr unterschrieben, am Montag ist offensichtlich Anzeige erstattet worden, von wem 
auch immer. Damit ist ehrlich gesagt egal, wer Anzeige erstattet hat. Damit ist das Thema 
vom Tisch.“ 
AL Mag. Günter Schardl: „Natürlich. Mir geht´s da mehr um einen charakterliche, 
moralische Sichtweise ….“ 
GV Andreas Hammerl: „Die Moral, die liegt bei dir, und die ist nicht vorhanden, das muss 
ich auch sagen. Du putzt dich da wieder ganz schön ab, ziehst es ein bisserl aussi, bis ein 
anderer kommt ….“ 
GV Peter Hiller: „Wenn wir von Moral reden, dann frage ich mich auch, warum sich der 
Bürgermeister nicht selbst angezeigt hat. Es hat ja anscheinend auch Versprechen 
gegeben, dass er das tut. Was er nicht gehalten hat, wenn wir schon von Moral reden.“ 



Ersatz-GR Friedrich Stabauer: „Frage eines Nicht-Juristen: Ist es der Wortlaut dieses 
Prüfberichts, der das ausgelöst hat, oder wenn er den Prüfbericht anders geschrieben 
hätte, wäre es dann nicht so gekommen?“ 
AL Mag. Günter Schardl: „Was ist das jetzt für eine Frage?“ 
Ersatz-GR Friedrich Stabauer: „Naja, weiß ich nicht.“ 
GV Andreas Hammerl: „Fakt ist, dass es ein laufendes Verfahren ist. Also, wir werden es 
heute nicht mehr lösen können.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Im Rahmen des Berichtes des Ausschusses möchte ich 
jetzt schon festhalten, dass es nicht sein kann, dass wenn der Prüfungsausschuss prüft, ob 
Vergaben der Gemeinde an die Firma des Bürgermeisters ordnungsgemäß waren, und 
dort zur Erkenntnis gelangt, dass wir hier in einem Bereich, in dem es um sechsstellige 
Summen geht, hier offensichtlich keine Grundlage dazu finden und das über Jahre, dann 
sich die Diskussion daran entzweit, wer entsprechend auf Basis dieser Ergebnisse jetzt die 
Anzeige erstatten soll, der Amtsleiter oder der Prüfungsausschuss-Leiter, das ist ja eine 
verkehrte Welt. Wir tun da jetzt komplett vom Thema ablenken. Die Sache selbst ist, wenn 
sie so stehen bleibt und nicht entkräftet wird, das ist der Skandal. Und nicht, wer schneller 
zur Polizei rennt. Um das kann´s nicht gehen, das ist auch nicht der Inhalt meines 
Prüfberichts und da lasse ich mich auch nicht in irgendeine Diskussion hineinziehen. Das 
ist doch überhaupt das Grenzwertigste, dass jetzt komplett vom Thema abgelenkt wird. 
Fakt ist, dieser Bürgermeister ist in dieser Situation, wennst mich fragst, Herr Amtsleiter,  
einfach politisch in Wahrheit nicht mehr tragbar. Und es wäre mit der Selbstanzeige höchst 
an der Zeit, dass er selbst auch hier die politischen Konsequenzen zieht. So was habe ich 
ja überhaupt noch nie erlebt, dass man da für das, dass man für ordentliche 
Prüfungsausschussarbeit auch noch angegriffen wird und sich dann vielleicht vom 
Amtsleiter sagen lassen muss, dass man schneller hätt´ zum Staatsanwalt rennen sollen. 
Wenn wir am Freitag den Prüfbericht fertig haben und am Montag bereits die Anzeige 
erfolgt ist, braucht der Prüfungsausschuss, und da diskutier i nimmer, keine weiteren 
Schritte mehr setzen. Da würde ich mir lieber die moralische Sache anschauen, wie denn 
das ist, wenn ein Freiheitlicher Bürgermeister wäre, und wir würden uns entsprechend hier 
sozusagen Aufträge ohne Gremien hier entsprechend so vergeben, dann möchte ich 
wissen, was da los wäre. Weil dann hätten wir sicherlich gravierende Probleme und das 
würde auch nicht durchgehen, und da wäre nicht die Diskussion, wer dann sozusagen der 
Anschwärzer des Herrn Bürgermeister ist. 
Wir wollten uns anständig verhalten und wir wollten das auch im Sinne dessen, was uns 
der Herr Bürgermeister gebeten hat, so machen. Und ich stehe dazu auch und ich glaube 
nicht, dass wir da ein rechtliches Problem haben. Und ich stehe mit Charakter dazu und da 
fühle ich mich gut dabei und nicht schlecht. Weil wir haben dem Herrn Bürgermeister die 
Chance gegeben.“ 
AL Mag. Günter Schardl: „Einen Satz sage ich jetzt noch: Wenn Sie das Wort 
Anschwärzer nicht zurücknehmen, …“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „… ich habe g´sagt, wir haben nicht …“ 
AL Mag. Günter Schardl: „…. Ich habe nicht den Bürgermeister angeschwärzt….“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „ …. Hab ich nicht gesagt ….“ 
AL Mag. Günter Schardl: „….. ich habe auf Basis des Prüfberichtes meine Pflicht getan. 
Mehr gibt´s dazu nicht zu sagen. Wenn das Wort Anschwärzer gesagt wird, dann verwehre 
ich mich gegen dieses Wort. Das möchte ich klipp und klar sagen.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Ich stelle richtig, ich habe Sie nicht als Anschwärzer 
bezeichnet, ich habe nur gesagt, wir wollten den Bürgermeister nicht vorzeitig 
anschwärzen, bevor er nicht diese Chance bekommt, um die er gebeten hat und das ist 
glaub ich rechtlich nicht so absonderlich, das ist einfach nur menschlich und fair. Und das 
hätten wir so gemacht, aber bitte. Jetzt ist es eben so, und es ist die Anzeige so da und 
dann sollen eben die Gerichte oder der Staatsanwalt oder Polizei prüfen. Ich gehe davon 
aus, dass sich dieser Verdacht, nachdem wir nichts anderes gekriegt haben, entsprechend 
dann eh ordnungsgemäß untersuchen lässt und dann werden die Behörden auch zum 
richtigen Ergebnis kommen. Davon ist jedenfalls auszugehen.“ 
 



GR Mag. Kohlberger berichtet von folgenden weiteren Themen, die am 23. 11. besprochen 
wurden: 
 GR Mag. Harald Kohlberger: „Wir haben außerdem im Prüfungsausschuss eben über 

den Nachtragsvoranschlag gesprochen, so wie er uns heute auch präsentiert worden 
ist.“ 

 GR Mag. Harald Kohlberger: „Wir haben das Thema der Nachbesetzung Aufsichtsrat 
KVZ, so wie wir es ja auch anlässlich des Tagesordnungspunktes, wo wir heute eine 
andere Entscheidung getroffen haben, auch ausführlich diskutiert.“ 

 GR Mag. Harald Kohlberger: „Wir haben über den Voranschlag 2018 eben nicht 
gesprochen, sondern er wurde verteilt und er wurde uns in dieser Form mit auf den Weg 
gegeben, damit wir uns den zuhause durchlesen, weil wir gesagt haben, es bringt 
überhaupt nichts, den jetzt zu präsentieren und dazu zu diskutieren, wenn wir den 
unvorbereitet bekommen haben. Ich habe dazu ja auch bereits etwas gesagt.“ 
GV Andreas Hammerl: „Da musst du dich aber auch informieren.“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Das wir uns in so einem Fall gewünscht hätten, dass der 
Termin dieses programmierten Prüfungsausschusses, dass der einfach später 
angesetzt worden wäre, es war nicht der Fall. Wir haben auch nicht die Pflicht im 
Prüfungsausschuss, diesen Voranschlag zu behandeln, also haben wir es entsprechend 
auch nicht getan.“ 

 GR Mag. Harald Kohlberger: „Wir haben hier auch die entsprechenden 
Verhandlungsschriften der vorgelagerten Prüfungsausschusssitzungen, wo ja diese 
Vorwürfe im Übrigen im Detail auch beschrieben sind und wo vier Unterschriften drauf 
sind, auch genehmigt in diesem Prüfungsausschuss. Und das war ja eigentlich nur noch 
eine Abrundung dieser Geschichte und war sicherlich nicht der Anlass, weil bereits das 
Protokoll und der Prüfbericht des letzten Prüfungsausschusses wären Anlass genug 
gewesen, wenn her wirklich so eine Eile geboten gewesen wäre, dass man hier 
entsprechend auch schon rechtliche Konsequenzen zieht. 
Und wir haben uns in dieser Sitzung auch mit der Frage, und das war auch ganz 
interessant, wie es denn dazu kommt, dass im Jahr 2012, am 6. Dezember 
witzigerweise so wie heute, der Bürgermeister in einer Gemeinderatssitzung davon 
spricht, dass die Fa. Real-Bau, im Übrigen eine Fa. des Herrn Frühwirth, wo ja auch 
gerade der Herr Frühwirth mit seinem Firmenkonglomerat in den Medien ist, und wenn 
er insolvent, aber gut, das tut hier nichts zur Sache, in jedem Fall, dass die Fa. Frühwirth 
oder die Fa. Real-Bau damals einen Neukostenzuschuss über € 30.000 zugesagt hat, 
aber diese € 30.000 eben nie geflossen sind. Es wurde dazu eine Vereinbarung uns 
vorgelegt, eine schriftliche Zusage, so muss ich sagen, der Fa. Real-Bau uns in der 
vorletzten Prüfungsausschusssitzung vorgelegt, eine Kopie interessanterweise. Diese 
Kopie wurde inhaltlich untersucht vom Rechtsanwalt der Gemeinde, von Dr. Walter 
Wienerroither, er ist zum Ergebnis gekommen, dass diese Zusage so nicht hält, weil sie 
gekoppelt wäre daran, dass man hier eine rechtskräftige Baubewilligung bekommt, dass 
der Herr Frühwirth dort Reihenhäuser zu bauen hätte. Davon war aber so in diesem 
Gemeinderatsprotokoll und in den Aussagen des Bürgermeisters nichts zu finden. 
Wir haben dazu, das noch abschließend, aus unserer Sicht zwei Dinge festgehalten: 
Einerseits, dass letztlich hier einfach der Dr. Wienerroither dieses Schriftstück des Herrn 
Frühwirth untersucht hat, aber nicht das Protokoll der Gemeinderatssitzung, was denn 
diese Aussagen des Herrn Bürgermeister in diesem Zusammenhang bedeuten, weil da 
ist nicht davon die Rede, dass es nur unter Vorbedingung zu dieser Zahlung kommt. 
Und zweitens mir persönlich aufgefallen ist, wir haben in der Sitzung vom 13. 11. eine 
Kopie dieses Schreibens vorgelegt bekommen, das ganz interessanterweise keinen 
Eingangsstempel drauf hat. Jetzt, bei der letzten Sitzung, wurde uns dann von der 
Kassenleiterin am 23. auf einmal ein Original präsentiert. Auf meine Nachfrage, wo denn 
jetzt die Kopie auf einmal sei, wurde dann gesucht, und es wurde dann entsprechend 
die Kopie beigebracht, und in jedem Fall war eben auf dieser Kopie kein 
Eingangsstempel. Was jedenfalls heißt, dass es eben keine Kopie war vom Original, 
was uns in der vorletzten Sitzung zugebracht worden ist. Über alles andere möchte ich 
mir gar nicht den Kopf zerbrechen, ob dieses Schriftstück tatsächlich im Jahr 2012 oder 
nicht erst jetzt irgendwann einmal erstellt worden ist, damit abgesichert ist, dass die Fa. 



Real-Bau diese € 30.000 zu zahlen hat. Wie gesagt, darüber spekulieren wir gar nicht. 
Fakt ist, dass wir jedenfalls eine Kopie, die keine Kopie ist, weil der Eingangsstempel 
drauf fehlt, und nachher kriegen wir ein Original nachgeliefert mit Eingangsstempel, das 
ist mehr als fragwürdig und merkwürdig erscheint, zumal, wie gesagt, in den damaligen 
Aussagen das so für uns dargestellt hat, dass diese € 30.000 nur unter ganz 
besonderen Auflagen zur Zahlung kommen. Weil so, wie die Zusage da formuliert ist, 
wären die 30.000 sowieso nie geflossen. Aus der Zusage komme ich immer wieder 
heraus. 
Wie auch immer das zu bewerten ist, sei dahingestellt, es war nicht unser wichtigster 
Punkt, wir haben es jetzt einmal so offen gelassen und es war auch die Frage, ob man 
dieses Email, es hat geheißen, diese Zusage sei per Email eingegangen auf der 
Gemeinde, wir haben aber diese Email nicht mehr gefunden, weil angeblich der Server 
abgestürzt ist in den Jahren und die Kopie wäre im Akt gewesen und dann gibt´s wieder 
ein Original mit Eingangsstempel. Also das sind in jedem Fall sehr aufklärungswürdige 
Vorgänge und ich möchte ehrlich gesagt nicht einen Graphologen über diese 
Unterschrift auf diesem Original draufschauen lassen, von wann dieser Kugelscheiber 
da wirklich ist.“ 
Ersatz-GR Friedrich Stabauer: „Kommen wir überhaupt noch zu einer Arbeit hier 
herinnen?“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „Unter dieser Führung wahrscheinlich schwierig. Ich bin 
fertig mit meinem Bericht.“  

 
Umweltausschuss: Obmann Karl Nußbaumer – kein Bericht  
 
Kultur-, Tourismus-, Sport-, Senioren- und Integrationsausschuss: Obmann Peter 
Hiller MAS – kein Bericht, weil Einladung zur terminisierten Sitzung nicht versandt worden 
ist 
 
Kindergarten-, Schule-, Jugend-, Familienausschuss: Obmann Gerhard Erber berichtet 
von der gemeinsamen Sitzung mit dem Ausschuss der Gemeinde Tiefgraben am 22. 11. 
2017. Dabei wurden folgende Themen behandelt: 
 Raumnot VS TiLo: Direktion wird Raumerforderniskonzept erarbeiten 
 Verwendung Container 
 Einbau Lift VS TiLo 
 Pflasterung Innenhof VS TiLo 
 Krabbelstube - Unterbringung Tiefgrabener Kinder in St. Lorenz 
 Gastbeitrag Montessori-Kindergarten St. Lorenz 
 Saalmiete Turnsaal VS TiLo und Bewegungsräume Kindergarten 
 Homepage – Ziel ist gemeinsamer Auftritt aller vier MSL-Gemeinden 
 Schülertransport Werkschulheim Felbertal 
 Beschilderung im Altersgerechten Wohnen 
 Höhere Schule im Mondseeland 
 

Straßen-, Wasser- und Kanalausschuss: Obmann Karl Eder – kein Bericht 
 

Bau- und Planungsausschuss: Obmann Ing. Anton Ebner berichtet, dass folgende 
Punkte behandelt wurden: 
 Bauvorhaben Josef Schruckmayr - Antrag auf aufschiebende Wirkung der Nachbarn 

Peter und Irmgard Hiller 
 Umwidmung Reinhard Schruckmayr (Möglichkeit einer Baulandsicherung) 
 Vorhaben Areal Stanzel (Fa. Residence) Schwarzindien 
 Vorhaben Wohnzone ehem. Objekt Zöldi (Thalgaustr.) – kein Kellergeschoss 
 ÖEK – Behandlung der Eingaben 
Zum Bauvorhaben der Wohnzone beim ehemal. Objekt Zöldi merkt GR Mag. Josef 
Dobesberger an, dass ein geologisches Gutachten im Fall von Bauarbeiten eine 
Gefährdung für die Nachbarobjekte sieht. Bgm. Gaderer merkt dazu an, dass das 
Gutachten mit heutigem Tage am Gemeindeamt eingelangt sei und der Antrag auf Abriss 
des Gebäudes zurückgezogen wurde. Möglicherweise muss ein weiterer Gutachter des 
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Landes OÖ beigezogen werden, der die vorliegenden Gutachten bewertet. GR Mag. Josef 
Dobesberger weist darauf hin, dass möglicherweise auch für den Gemeinde-Kindergarten 
eine Gefährdung bestehe. 
 
Gesunde Gemeinde: Mag. Irmgard Hiller/ Peter Hiller MAS – kein Bericht 
 

14. Allfälliges 

Aufgrund des Beschlusses in der Gemeinderatssitzung vom 30. 1. 2018 
(Einwendung von Bgm. Johannes Gaderer) wird die Verhandlungsschrift in diesem 
Punkt geändert und der Bericht bzw. die Wortmeldungen dazu wortwörtlich wieder 
gegeben: 
 
 GV Peter Hiller MAS: „Ich soll Ihnen einen schönen Gruß von meinem Sohn Janis 

ausrichten. Er lässt fragen, warum der Bürgermeister am 6., am Nikolaustag, eine 
Gemeinderatssitzung ansetzt. Nachdem für den neuen Sitzungsplan wieder der 6. 12. 
eingetragen ist, möchte ich darauf aufmerksam machen, dass man das verschieben 
könnte.“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „Wir könnten versuchen das zu tauschen mit Tiefgraben oder 
Innerschwand. Mit dem Voranschlag zurücksetzen, da wird´s noch blöder, das geht ja 
gar nicht. Wenn, dann muss getauscht werden.“ 

 GV Thomas Herbst: „Die FPÖ-Fraktion, also ich als Obmann und die Mehrheit, die 
hinter mir steht, distanziert sich von dem Vorwurf, dass das Amt Akten gefälscht hat 
oder sonst irgendwas nicht korrekt war.“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „Danke, danke, dir Thomas und auch den restlichen FPÖ-
Mandataren. Das ist wirklich eine Frechheit, was da …“  

 Bgm. Johannes Gaderer: „Gut. Dann habe ich noch was, und zwar hat der Obmann 
der Sängerrunde Drachenwand gebeten, euch alle….“ 
„… vorzusingen…“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „…. zum Adventsingen am 8. 12., 19 Uhr, in der Kirche St. 
Lorenz einzuladen. Und wenn jemand wirklich gut singen kann, der wird dort auch 
mitsingen dürfen. 
Am letzten Wochenende beim Adventmarkt in Mondsee sind die Lorenzer dran, da 
wäre es auch sehr nett, wenn sehr viele Gemeinderäte hier in Mondsee sich sehen 
lassen würden.“ 

 Bgm. Johannes Gaderer: „Ich hoffe, dass jeder der Gemeinderäte und 
Gemeinderätinnen eine Einladung bekommen hat für 15. 12. zur Weihnachtsfeier. Ich 
bitte euch zahlreich zu erscheinen, wenn´s geht. Dann kommen wir zu Punkt 15…“ 

 GR Mag. Harald Kohlberger: „Darf ich noch was unter Allfälliges sagen. Ich muss 
leider unseren Fraktionsobmann korrigieren, nicht die FPÖ distanziert sich mehrheitlich, 
sondern die FPÖ distanziert sich einheitlich vom Vorwurf der Urkundenfälschung, weil 
es einen solchen Vorwurf nicht gegeben hat. Ich muss dazu, weil das hier offensichtlich 
missverstanden worden ist, und weil das sicherlich nicht mir zusteht, dass das so im 
Raum steht, das auch richtig stellen mit folgender Aussage: Wir sind im 
Prüfungsausschuss unrichtig informiert worden, weil uns gesagt worden ist, dass wir 
eine Kopie haben, die es aber nicht war, weil der Stempel fehlte. Dass das einem 
merkwürdig auffällt, und dass man sich dann die Frage stellt, wie und wann dieses 
Schreiben entstanden ist, ist ein Zeichen von logischem Denken, aber ich lasse mir 
damit nicht unterstellen, ich würde konkret einen Vorwurf machen oder jemanden 
beschuldigen. Ich stelle jedenfalls klar und auch fest, dass meine Aussage weder als 
Vorwurf noch als Beschuldigung gegen jemanden Bestimmten gemeint sind, nur ist 
diese Sache sehr merkwürdig und komisch. Und in diesem Sinne schließe ich mich 
selbstverständlich, wie wir das eigentlich gewohnt sind bei den Freiheitlichen, an, dass 
es keinen Vorwurf geben darf gegen eine bestimmte Person, dass hier 
Urkundenfälschung betrieben worden ist und meine Aussagen mögen in diese Richtung 
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 interpretiert werden. Sie sind jedenfalls so nicht gemeint und ich hoffe, das auch klar 
gestellt zu haben. 
Ich habe einen zweiten Punkt noch, doch auch an den Herrn Amtsleiter, weil es darum 
geht, dass wir Ergebnisse vom Prüfungsausschuss bereits am 13. 11. bekannt gemacht 
haben und am 16. 11. im Gemeinderat davon berichtet haben, wo letztlich eigentlich 
nicht besonders neue Informationen jetzt dazugekommen sind. Und wir beide haben am 
Freitag, am letzten Freitag, wo ich unterschreiben war den Prüfbericht, um die 
Mittagszeit ein Gespräch geführt, wo du mich aufmerksam gemacht hast, dass hier 
möglicherweise Anzeigepflicht besteht oder strafrechtsrelevante Themen …“ 
AL Mag. Günter Schardl: „… nicht möglicherweise ….“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „.… es gibt, okay ….. „ 
AL Mag. Günter Schardl: „….. ich habe dir ganz klar gesagt, dass ich Anzeigepflicht 
sehe ….“ 
GR Mag. Harald Kohlberger: „ ….. und in dem Zusammenhang, darf ich ausreden. 
Wenn die Bitte, der Wunsch gewesen wäre, dass der Prüfungsausschuss oder der 
Prüfungsausschussobmann ganz konkret Strafanzeige erstatten soll, dann wäre es 
eigentlich das Einfachste gewesen, dass du gesagt hättest, bitte lieber 
Prüfungsausschussobmann oder lieber Prüfungsausschuss, bitte macht ihr diese 
Anzeige. Die Frage oder das Thema ist gar nicht gekommen und nur deshalb die 
Überraschung, dass ich auch dachte, dass der Amtsleiter die Zeit hat bis zur nächsten 
Gemeinderatssitzung und dass da nicht am Montag diese Anzeige erstattet werden 
muss. So ist nur meine Wahrnehmung der Dinge. Das möchte ich dazu sagen. 
Und ein Letztes: Wenn das eh alles so ist, wie du, lieber Herr Bürgermeister, heute 
sagst, dass man das eh alles aufklären kann und es dazu auch Sitzungen gegeben hat 
und du davon ausgehst, dass sich das alles in Luft und Liebe auflösen wird bei der 
Untersuchung durch die Behörden, dann frage ich mich, warum man das not hat, bevor 
man einen so blöden Schritt setzen muss, offensichtlich. Warum man das nicht vorher 
aufklären kann. Weil dazu braucht es sowas nicht. 
In der jetzigen Situation und so wie sich die Optik darstellt, ist es gerade umgekehrt, 
dass das eben offensichtlich nicht aufgeklärt werden konnte und dass eben deswegen 
dieser Schritt durch den Amtsleiter notwendig war. Und für das Protokoll halte ich damit 
auch fest und fordere ich dich, Bürgermeister, auf, dass du so viel Charakter und 
Anstand hast und deinen Rücktritt erklärst. Danke.“ 
Bgm. Johannes Gaderer: „Okay, passt. Dazu möchte ich sagen, das obliegt dem 
Staatsanwalt, die Sachlage zu prüfen und diese Entscheidung wird er treffen. Dann 
sehen wir weiter.“ 

 

15. Genehmigung der Verhandlungsschriften vom 30. 6. 2017 und 16. 11. 2017 

Gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 30. 6. 2017 
(3/2017) wurde gem. § 54 Abs. 5 von GV Peter Hiller MAS zu Tagesordnungspunkt 9 
Allfälliges / Punkt ML 24 /Berichterstattung Medien folgende Einwendung eingebracht:  
 
Die unvollständige Darstellung 

„GR Mag. Kohlberger betont, er habe niemals auf ML 24 etwas gepostet, aber Kritik müsse 
erlaubt sein. Das manche in die Anonymität flüchten würden, sei der Angst vor negativen 
Folgen zuzuschreiben. GV Hiller richtet an Bgm. Gaderer die Frage, ob „es deine Politik ist, 
Bürger mit Klage zu bedrohen?“  
 

ist durch folgende Darstellung, die die Antwort des Bürgermeisters beinhaltet, mittels 
Beschluss zu ersetzen: 
„GR Mag. Kohlberger betont, er habe niemals auf ML 24 etwas gepostet, aber Kritik müsse 
erlaubt sein. Das manche in die Anonymität flüchten würden, sei der Angst vor negativen 
Folgen zuzuschreiben. GV Hiller richtet an Bgm. Gaderer die Frage, ob „es deine Politik ist, 
Bürger mit Klage zu bedrohen?“ Bgm. Gaderer antwortet, wegen Kritik würden sicher keine 
Bürger schikaniert. Aber div. Einträge enthielten Beleidigungen, die klagbar seien.“ 



 
Diese Änderung wird hiermit von Bgm. Johannes Gaderer beantragt, die 
Gemeinderäte werden um ein Zeichen mit der Hand ersucht. 
Beschluss: einstimmig 

 
 
Gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 16. 11. 2017 
(5/2017) wurde gem. § 54 Abs. 5 von GR Mag. Harald Kohlberger folgende Einwendungen 
eingebracht:  
 
1. Zu Tagesordnungspunkt 1 „Bauvorhaben HBH Bauträger GmbH; Entscheidung 
über Berufungen der Nachbarn gegen den Baubescheid des Bürgermeisters vom 20. 
2. 2017“  
 

Die unvollständige Darstellung 
GR Lidl sagt, sein Wissensstand sei der, dass er nicht befangen sei, dies habe er auch 
prüfen lassen. 
 

ist durch folgende Formulierung mittels Beschluss zu ersetzen:  
GR Christian Lidl sagt zu diesem Thema, er habe das natürlich prüfen lassen. Es gebe 
eine Anfrage, ob er befangen sei oder nicht und es sei ihm bestätigt worden, dass er nicht 
befangen sei. Das sei zumindest sein Wissensstand. Er habe eine Anfrage machen lassen 
und die liege der Gemeinde vor, darin sei genau dieses Thema abgehandelt worden. 
 

Diese Änderung wird hiermit von Vizebgm. Karl Nußbaumer beantragt, die 
Gemeinderäte werden um ein Zeichen mit der Hand ersucht. 
Beschluss: einstimmig (Bgm. Gaderer, GV Ebner und GR Schruckmayr bei der 
Abstimmung nicht im Sitzungssaal anwesend) 
 
2. Zu Tagesordnungspunkt 2 „Bericht der Ausschüsse“, Unterpunkt 
Prüfungsausschuss, ersucht Mag. Harald Kohlberger um vollständige Wiedergabe: 
 

Die unvollständige Darstellung 
Obmann Mag. Harald Kohlberger berichtet, dass am 17. 10., 2. 11. und 13. 11. Sitzungen 
stattgefunden haben. In diesen Sitzungen wurden diverse Geschäftsbeziehungen 
überprüft. Zum einen jene zwischen Gemeinde und der Fa. Real-Bau, die im 
Zusammenhang mit der Errichtung einer Brücke über den Höribach eine Zusage zur 
Zahlung von € 30.000,-- getroffen habe; bislang sei das Geld aber nicht überwiesen 
worden. 
Zum Zweiten habe sich der Ausschuss mit den Beziehungen zwischen der Gemeinde und 
der Fa. Beto Gaderer seit 2010 auseinandergesetzt. Kohlberger zitiert aus dem 
Prüfbericht, wonach etliche Einzelvergaben ohne entsprechende Beschlüsse durch den 
Gemeindevorstand oder Gemeinderat erfolgt seien. Besonders schwer wiege, dass die 
Beauftragungen zugunsten jener Firma ergangen seien, die zu 100 % im Besitz des 
Bürgermeisters gewesen sei. Die Auftragssummen seien deutlich über den zulässigen 
Vergabegrenzen gelegen, die Vergabe von 5 ausgewählten Aufträgen hätte ein Volumen 
von € 150.000 erreicht. Kohlberger spricht von einem unglaublichen Missstand. 
Bgm. Johannes Gaderer hält fest, dass es sich um Projekte des 
Wegeerhaltungsverbandes (WEV) gehandelt habe. Zu diesen Projekten seien Beschlüsse 
auf Gemeindeebene gefasst worden, der WEV habe zu den jeweiligen Vorhaben Firmen 
zur Anbotslegung eingeladen und die Aufträge für div. Arbeiten jeweils an den Bestbieter 
vergeben. Diese Aufträge seien vom WEV vergeben worden, nicht von ihm, betont 
Gaderer. Die Rechnungen seien an den WEV gegangen und von diesem auch geprüft 
worden. In der Folge seien die Rechnungen dann an die Gemeinde geschickt worden. 
GR Mag. Kohlberger erwidert, dass der WEV in einer Stellungnahme festgehalten habe, 
auf Wunsch der Gemeinde gehandelt zu haben. Sämtliche Aufträge oder Bestellungen 
seien im Auftrag oder auf Wunsch der Gemeinde erfolgt. Der Bürgermeister habe sein 
Pouvoir überschritten und Aufträge im Gesamtwert von € 160.000,-- von der linken Hand in 
die rechte gegeben und sich selbst das Geschäft zugespielt. 



Bgm. Gaderer entgegnet neuerlich, die Aufträge habe nicht die Gemeinde vergeben, 
sondern der WEV, in manchen Fällen auch die WLV (Wildbach- und Lawinenverbauung). 
Er nennt als Beispiel den Gehweg Höribach, den der Gemeinderat zum Preis von rd. € 
50.000,-- an den WEV vergeben habe. Es sei gängige Praxis, dass der WEV eine 
Kostenschätzung abgegeben, anschließend Gemeinderat oder Gemeindevorstand den 
Beschluss gefasst und den WEV mit der Abwicklung beauftragt hätten. GR Mag. 
Kohlberger sagt, er habe kein Indiz, dass die Gemeinde den WEV mit einer gewissen 
Summe beauftragt hätte. 
Der Bürgermeister spricht von gravierenden Beschuldigungen, zu denen er umfassend 
Stellung nehmen werde. Bis zur nächsten Gemeinderatssitzung am 6. Dezember werde er 
eine schriftliche Stellungnahme vorbereiten, diese Chance müsse ihm eingeräumt werden. 
„Lassen Sie mir bitte Zeit, dass ich darauf reagieren kann“, so Gaderer. 
 
 

ist durch folgende Formulierung mittels Beschluss zu ersetzen:  
Mag. Harald Kohlberger: Wir haben in seit der GR-Sitzung im September drei 
Prüfungsausschusssitzungen gehabt, am 17. 10., am 2. 11. und am 13. 11. Und bei diesen 
Sonderprüfungsausschusssitzungen diverse Geschäftsbeziehungen der einzelnen Firmen 
mit der Gemeinde St. Lorenz einerseits überprüft und dabei auch noch einmal konkret 
einen Punkt überprüft, wo es um eine Zuzahlung zur Neuerrichtung der Brücke über den 
Höribachhof geht in der Höhe von € 30.000 durch die Firma Real-Bau. Bezogen auf ein 
Protokoll aus dem Jahr 2012, wo damals der Bürgermeister erklärt hat, dass es eine 
Zusage gibt, dass die Fa. Real-Bau € 30.000 zum Neubau dieser Brücke beisteuert. Wir 
haben zu diesem Punkt in der letzten Sitzung eine Zusage, eine schriftlich formulierte 
Zusage vorgelegt bekommen, die aktuell noch in der Prüfung durch den Rechtsanwalt der 
Gemeinde ist, ob das eine taugliche Basis ist und hier entsprechend diese Forderung hätte 
geltend machen müssen. Und der auch das Protokoll prüft, was es mit der Aussage auf 
sich hat, dass eben der Vorsitzende damals von dieser Zusage entsprechend gesprochen 
hat. 
Das ist noch offen, aber wir konnten einen Punkt, und das ist ein ganz wesentlicher und 
darauf möchte ich mich in meinem Bericht heute konzentrieren, faktisch mehr oder weniger 
abschließend haben wir geprüft die Geschäftsbeziehungen der Firma des Herrn 
Bürgermeister, der Fa. Beto Gaderer Gmbh, mit der Gemeinde. Und zwar betreffend die 
Jahre ursprünglich 2009 bis aktuell. Aber wir wurden darauf hingewiesen, dass das Jahr 
2009 insofern nicht mehr von Relevanz sei, als die Aufbewahrungspflicht von Belegen und 
Unterlagen bei der Gemeinde, wie im allg. Wirtschaftsverkehr, 7 Jahre beträgt. So haben 
wir dieses Jahr in die Prüfung gar nicht mehr aufgenommen. 
Nun darf ich, ohne das jetzt in eigene Worte zu fassen, schlicht und ergreifend den 
Prüfbericht vom letzten Montag in diesem Punkt dem Gemeinderat zur Kenntnis bringen 
und vorlesen. Der Tagesordnungspunkt hat genau geheißen „Ordnungsmäßigkeit der 
Vergaben der Gemeinde St. Lorenz an die Fa. Beto Gaderer Gmbh in den Jahren 2010 bis 
2014“. In den Jahren 2015 und 2016 musste relativ rasch festgestellt werden, dass keine 
Geschäftsbeziehung der Fa. Beto Gaderer, jedenfalls mit der Gemeinde, im größeren Stil, 
gemacht worden ist. 
„Die nochmalige Überprüfung der Vergaben der Gemeinde St. Lorenz an die Fa. Beto 
Gaderer Gmbh betreffend die Jahre 2010 bis 2017 hat Folgendes ergeben: Ungeachtet der 
Tatsache, ob es sich um Vergaben regelmäßig wiederkehrender Leistungen gehandelt hat, 
weil es eben viele Vergaben betrifft, wo immer wieder die Fa. Beto Gaderer beauftragt 
worden ist von der Gemeinde, wurden etliche Einzelvergaben ohne die dafür notwendigen 
Gemeindevorstands- oder Gemeinderatsbeschlüsse vorgenommen. Das bedeutet ganz 
konkret, der Bürgermeister hat an seine Firma Aufträge vergeben, ohne dass er dafür die 
im Gesetz vorgeschriebenen und in der Gemeindeordnung geregelten Vorschriften 
eingehalten hat. Diese Einzelvergaben waren entsprechend jeweils über den erlaubten 
Schwellenwerten zur freien Vergabe durch den Bürgermeister und damit ohne die dafür 
notwendigen Beschlüsse durch die Gemeindegremien eben nicht erlaubt. Man muss dazu 
wissen, dass die Gemeindeordnung regelt, dass innerhalb der Gemeinde der 
Bürgermeister bis zu einem Pouvoir von 5 Promille des Ordentlichen Haushalts, das sind 
bei uns über die Jahre im Schnitt € 2000 pro Einzelvergabe, dass hier der Bürgermeister 



Einzelvergaben machen kann. Für die Gemeinde können ohnehin freie Vergaben nur im 
Auftrag des Bürgermeisters oder durch den Bürgermeister erfolgen. Darüber hinaus 
braucht es entsprechende Beschlüsse des Gemeindevorstandes oder des Gemeinderates 
je nach weiteren Höhengrenzen. Besonders schwer wiegt die dabei die Tatsache, dass 
diese Beauftragungen der Gemeinde St. Lorenz zugunsten der Firma gemacht worden 
sind, die zu 100 % im Eigentum des Bürgermeisters Johannes Gaderer steht, der 
gleichzeitig alleiniger Geschäftsführer dieser Firma ist und im Prüfungszeitraum war. Die 
Prüfung der Vergaben erfolgte stichprobenartig und war auch gar nicht mehr notwendig, 
denn es konnte sehr rasch und auch aufgrund von Aussagen des Bürgermeisters selbst 
festgestellt werden, dass es zu zahlreichen großvolumigen und kostspieligen Vergaben 
keine Beschlüsse gibt und diese nicht ordnungsgemäß erfolgten Auftragsvergaben keinen 
Einzelfall darstellen, sondern mehrere Jahre und viele Aufträge regelmäßig betreffen. 
Festgestellt wird, dass die eben angeführten Vergaben in jedem Fall deutlich, und nicht nur 
geringfügig, über den jeweilig zulässigen Vergabewerten, das sind diese ungefähr 
angesprochenen € 2000, liegen, aber jedenfalls auch fünfstellige Vergabewerte betroffen 
sind. 
Ein für mich schockierendes Ergebnis, das muss ich offen gestehen. Wir waren alle, 
glaube ich, in einer Fast-Starre, wie wir diese Prüfungsergebnisse zur Kenntnis nehmen 
mussten. Wir haben uns alle reingetigert in die einzelnen Ordner, um hier entsprechende 
Beschlüsse zu finden. Es wurde uns in der Sitzung zuvor noch gesagt, es würde sich hier 
gar nicht um Vergaben der Gemeinde an die Firma Beto Gaderer, an die Firma des Herrn 
Bürgermeisters handeln, sondern es wären dies Aufträge des Wegeerhaltungsverbandes 
(WEV) an diese Firma. Wir haben das überprüft, auch mit dem Geschäftsführer des WEV, 
und von ihm auch eine entsprechende schriftliche Stellungnahme eingeholt. Es hat uns in 
diesem Punkt im Wesentlichen auch schriftlich in seiner Stellungnahme bestätigt, dass 
sämtliche Vergaben und Bestellungen an die Fa. Beto Gaderer von der Gemeinde erfolgt 
sind oder im Auftrag der Gemeinde erfolgt sind. Nachdem es hier keine Beschlüsse gibt, 
sind es zu gut deutsch Aufträge, die der Herr Bürgermeister entweder selbst, oder wo er 
zumindest den Auftrag dafür gegeben hat, dass seine Firma diese Auftrag erhält. Und 
damit man weiß, über welche Dimensionen wir hier reden, ich hab´s auch im 
Prüfungsausschuss angesprochen. Wir haben diesen Missstand, diesen unglaublichen 
Missstand, nur stichprobenartig geprüft, und diese Stichprobe ergibt alleine bei fünf 
herausgenommenen Bauvorhaben ein Vergabevermögen oder Volumen von rd. € 150.000. 
Wo ein Bürgermeister seiner Firma Aufträge zuspielt. Und ich bitte in diesem 
Zusammenhang dich, lieber Hannes, um deine Stellungnahme zu dem, was der 
Prüfungsausschuss da erkennen musste oder herausfinden musste. 
Bgm. Johannes Gaderer: Den Prüfbericht habe ich heute Nachmittag bekommen und 
diesen durchgelesen. Und ich werde bis zur nächsten Sitzung eine schriftliche 
Stellungnahme vorlegen. Und mündlich muss ich sagen, da geht es um Projekte des WEV, 
auch um Sachen wie den Gehsteig Höribach. Wo an das Land OÖ, den damaligen 
Landeshauptmann-Stv. Hiesl, eine Bitte, diesen Gehsteig zu bauen, gemacht worden ist. 
Dieser sagte, wir sollen uns mit dem WEV in Verbindung setzen. Es gibt dafür einen 
Beschluss im Gesamten mit Kostenschätzung. Der WEV hat verschiedene, nicht nur mich, 
auch andere als meine Firmen, beauftragt, dort Baggerarbeiten oder andere 
Schotterarbeiten zu machen. Es ist kein direkter Auftrag von mir ergangen, das stimmt 
nicht, das würde ich auch nicht machen. Es gibt zu jedem, ob Niedernbachbrücke oder 
Radweg R2, gibt es Sachen, die mit dem WEV gemacht worden sind und in diesen 
Bereichen wurde auch meine Firma mit ins Boot genommen für verschiedene Arbeiten. 
Das ist ganz reell und es wurde nach dem Bestpreis vergeben. Aber nicht von mir, noch 
einmal, sondern vom WEV wurden Firmen genommen. Und das muss ich sagen, das war 
Praxis schon immer, ist immer so gemacht worden, es wurde im Gemeinderat oder im 
Gemeindevorstand als Ganzes beschlossen und dann eben übergeben, und der WEV hat 
sich darum gekümmert, dass das erledigt wird. Die Rechnungen sind alle an den WEV 
gegangen von sämtlichen Firmen, sind dort auch geprüft worden auf Ordnungsmäßigkeit 
und dann zurückgeschickt an die Gemeinde, wo sie bezahlt worden sind. Aber ich mache 
dazu noch eine schriftliche Stellungnahme, die ich beim nächsten Mal vorlese. 



Mag. Harald Kohlberger: Da muss man ergänzend schon festhalten, dass wir 
selbstverständlich auch geprüft haben, ob es Gemeindevorstands- oder 
Gemeinderatsbeschlüsse gibt über diese Vergabesummen. Wo der Gemeindevorstand 
oder Gemeinderat beschlossen hat, für ein Bauprojekt aufgrund einer Kostenschätzung die 
Summe x, den WEV mit der Summe x zu beauftragen und ihn sozusagen als 
Subauftragvergeber weiter beauftragen zu lassen. Die Aussage, so muss man feststellen, 
ist nicht richtig, die wir gerade gehört haben, schlicht und ergreifend deswegen, weil es 
auch diese Beschlüsse nicht gibt, wo ein Gemeindevorstand oder Gemeinderat zu einem 
dieser Projekte beschlossen hätte, wir beauftragen den WEV mit der weiteren Auswahl und 
Beauftragung von einzelnen Firmen. Außerdem kommt erschwerend hinzu, dass der 
Geschäftsführer des WEV dies auf das Vehementeste bestreitet und auch erklärt, warum 
der Rechnungsempfänger der WEV war, nämlich deshalb, weil der WEV auf Wunsch der 
Gemeinde Personal bereit gestellt hat, das waren Poliere, die vor Ort Lieferscheine 
unterzeichnen mussten und deswegen war der Rechnungsempfänger der WEV. Es hat 
aber überhaupt nichts damit zu tun, wer die Aufträge vergeben hat. Und eine Beauftragung 
erfolgt nämlich immer über eine ganz konkrete Auftragssumme an eine Firma, wir kennen 
das auch von anderen Projekten, wir haben ja mehrere Firmen geprüft. Da war immer ein 
ganz konkreter Gemeinderatsbeschluss an die Firma x. Da gibt es fünf Firmen, die haben 
dies oder jenes Angebot gelegt, die Firma x wurde als beste oder billigste oder in der 
Kombination ausgewählt und bekommt zum Preis y den Auftrag. Zack. Gemeinderats- oder 
Gemeindevorstandsbeschluss.  
In diesen Sachen, die die Fa. Beto Gaderer betreffen, haben wir das interessanterweise 
überhaupt nicht gefunden. Zumindest nicht in den Prüfungssituationen, die wir 
stichprobenartig wahrgenommen haben. Weder gab es einen Auftrag vom 
Gemeindevorstand oder Gemeinderat an einen WEV mit ganz konkreten Summen und 
einen Auftrag, das als Sub weiterzugeben, noch sagt der WEV, dass er diese Aufgabe 
wahrgenommen hat, sondern spricht der Herr Beiskammer als Geschäftsführer noch 
einmal ausdrücklich aus, dass sämtliche Vergaben und Bestellungen von der Gemeinde 
St. Lorenz oder im Auftrag der Gemeinde St. Lorenz erfolgten. Es gibt da schriftlich eine 
Stellungnahme, zu der ich ihn gebeten habe für den Prüfungsausschuss. Ich kenne den 
Herrn Beiskammer persönlich überhaupt nicht, es gibt keinen Grund, dass er 
Gefälligkeitsschreiben liefert und denke auch nicht dass er so etwas tun würde. Fakt ist, 
dass man nicht sagen kann, es wurden Aufträge vergeben, weil keine Gremien überhaupt 
das Pouvoir oder überhaupt die gesetzliche Möglichkeit haben, solche Aufträge zu 
vergeben. Das kann in einer Gemeinde ja nur entweder der Bürgermister bis zu diesen 
angesprochenen Schwellenwerten von ein paar tausend Euro, oder die Gemeinde mit 
Beschluss des Gemeindevorstandes oder dann wiederum, wenn weitere Schwellenwerte 
durchbrochen sind, der Gemeinderat. In diesem konkreten Fall, so muss ich als Obmann 
des Prüfungsausschusses feststellen, hat der Bürgermeister in jedem Fall, und das auf 
Basis dieser Stichproben im Ausmaß von 160.000 Euro, und die Frage, ob es hier um 
regelmäßig wiederkehrende oder nicht wiederkehrende Leistungen geht, ist eigentlich 
sekundär, die ist gar nicht mehr entscheidend, über sein Pouvoir und damit auch nach 
meinem Dafürhalten nicht im Rahmen seiner rechtlichen Möglichkeiten Aufträge von der 
linken Hand in die rechte gegeben und sich damit selbst das Geschäft in diesem Bereich 
zugespielt. 
Bgm. Johannes Gaderer: Herr Mag. Kohlberger, ich habe heute den Brief (an den WEV, 
Anm.) abgeschickt, wo ich gerne das Schreiben gehabt hätte, dazu auch geschrieben, er 
(Geschäftsführer Herbert Beiskammer, Anm.) sollte mir sagen, wenn Straßen oder etwas 
gebaut werden, ob da der WEV das Recht hat, vergaben zu machen, ja oder nein.  
Ich gehe jetzt ganz einfach zum Gehweg Höribachhof hin, zum Beschluss über Errichtung 
und Finanzierung und Vergabe der Arbeiten. Da haben wir den Antrag von Bgm. Gaderer, 
dass es eine Kostenschätzung des WEV Alpenvorland gibt. Der WEV geht von Kosten von 
€ 54.000,-- aus. 
GR-Mitglied Josef Schruckmayr weist darauf hin, dass es durch die Einholung eines 
zusätzlichen Angebots….  
Hier wurde sehr wohl auch beim Gehweg ein Gemeinderatsbeschluss, auf diese 
Kostenschätzung hin, gefasst und der WEV beauftragt. Da gibt es einige, des war immer 



Praxis eigentlich, dass zuerst eine Kostenschätzung besprochen wurde und dann vom 
Gemeinderat oder Gemeindevorstand beschlossen wurde, diese Kostenschätzung - es ist 
zwar nicht immer so ausgegangen wie es beschlossen worden ist, manchmal ist es auch 
ein bisschen mehr geworden - aber dann wurde das vergeben und der WEV hat es 
gemacht.  
Aber noch einmal: ich werde auch hier schriftlich sehr wohl auf deine Anschuldigung eines 
Missbrauchs, und ich glaube darauf geht es hin, sehr wohl eine schriftliche Stellungnahme 
machen mit allem Drum und Dran. Aber ich möchte bitte zuerst auf das Schreiben des Hrn. 
Beiskammer warten bzw. hätte ich sowieso gerne gehabt, und so war es auch 
ausgemacht, dass ich vorher eine Stellungnahme machen kann. Diese Zeit wurde mir nicht 
gegeben. Wie gesagt, ich habe es erst heute um 16 Uhr bekommen und in diesen  paar 
Stunden – ich muss nämlich arbeiten auch – habe ich nicht die Zeit gehabt, mir das alles 
herauszusuchen und alles ganz genau für eine Stellungnahme vorzubereiten. Da wird es 
Unterlagen geben, weil diese Beschuldigung ist gravierend und ich muss schauen, dass 
ich die dementsprechend entkräften kann. 
GR Karl Eder: Ich möchte nur ganz kurz ein Beispiel bringen, damit alle wissen, wie das 
ganze läuft. Ich nehme jetzt her die WLV, die arbeitet bei uns, in Tiefgraben und in 
Oberwang. Für die WLV wird immer die Fa. Buchschartner baggern. Das ist so 
ausgemacht und geht uns, die Gemeinden, gar nichts an. Wir brauchen keine drei 
Angebote, wenn die bei uns baggern. Und genau dasselbe System ist beim WEV auch. 
Bgm. Johannes Gaderer: Es ist so, normalerweise werden Jahrespreise von den Firmen 
abgegeben beim WEV, WLV oder anderen, und da werden in dem Gebiet jene Firmen 
hergenommen. Das wird alles in Regie gemacht, das sind Regiestundensätze und die 
werden nach dem Bestpreis vergeben. Und diese Firmen werden genommen. Ganz 
verschieden, Buchschartner, damals auch die Fa. Beto Gaderer, Hemetsberger. Je 
nachdem, was natürlich Zeit oder Gegend oder sonst irgendwas. Aber das hat nicht die 
Gemeinde vergeben. Da würde ich schon bitten, dass ich die Chance bekomme, weil das 
ist wirklich eine gravierende Beschuldigung, eine gravierende Beschuldigung, und das 
möchte ich schon mit Akten klarlegen. Und in der nächsten Sitzung, da haben wir das auch 
mit den 30.000 Euro, da haben wir die Möglichkeit, das prüfen zu lassen von unserem RA 
Dr. Wienerroither, da werden wir Stellungnahmen dazu geben. 
Mag. Harald Kohlberger: Ich gebe nur noch zwei Dinge zu bedenken in diesem 
Zusammenhang: Wenn du sagst, Jahressummen werden vergeben, das ist richtig. Ich 
habe mit Herrn Beiskammer auch gesprochen. Bei den Jahressummen ist es tatsächlich 
so, dass die Jahressummen an den WEV über das Budget … 
Bgm. Johannes Gaderer: Jahresstunden hab ich gesagt, es geht um die Stundensätze. 
Mag. Harald Kohlberger: Jahressummen für Projekte werden vergeben, die im Rahmen 
der Satzungen in den Bereich des WEV hineinfallen. Da geht es um die Erhaltung von 
Güterwegen oder staubfreien Radwege. Diese Projekte, über die wir hier sprechen, haben 
weder was mit staubfreien Radwegen oder Güterwegen zu tun, sondern das sind Projekte, 
wo jedenfalls der WEV sagt, die fallen gar nicht in den Satzungsbereich. Der 
Geschäftsführer sagt diesbezüglich ganz klar in dem Schreiben, dass diese Dinge, dass 
hier der WEV außerhalb seiner bestimmungsgemäßen Tätigkeit der Güterwegeerhaltung 
nicht selbständig Aufträge vergeben bzw. Arbeiten ausführen kann. Und das steht im 
absoluten Widerspruch zu dem, was du sagst. Du sagst, die Gemeinde vergibt 
irgendwelche Summen an den WEV und der wiederum sucht den Billigst- oder Bestbieter 
aus und die wiederum beauftragen im eigenen Namen die beste oder billigste Firma. Bis 
dato, muss ich ganz offen sagen, wir haben die Rechnungen in der Gemeinde in der 
Buchhaltung, wir haben kein Indiz, dass konkrete Aufträge von der Gemeinde an den WEV 
zu einer Gesamtsumme x zu diesen Projekten, die als Sub sozusagen die Fa. Beto 
Gaderer bekommen hätte, dass die auftragskette so gelaufen ist. Das Thema, dass der 
Rechnungsempfänger der WEV ist, hat ganz andere Gründe wie erklärt, nämlich die 
Geschichte mit den Lieferscheinen. Und damit bleibt zunächst nicht nur im Raum der 
Verdacht, dass aufgrund der Unterlagen, die wir prüfen konnten und die wir gesehen 
haben, und wir haben immerhin drei Sitzungen damit verschlungen, letztlich glaube ich 
damit auch bewiesen, dass wir sehr intensiv und auf mehrmalige Nachfragen und 
Beibringen von weiteren Unterlagen alle Ordner und alle Gemeinderatsbeschlüsse und 



alles was da war, durchgeschaut haben und wenn ich mir die Verhandlungsschrift lese, 
dann sprichst du eben selber davon, dass hier entsprechend die Dinge nicht 
ordnungsgemäß gelaufen sind. 
Bgm. Johannes Gaderer: Herr Mag. Kohlberger, ich habe gesagt, dass keine einzelnen 
Vergaben der Gemeinde gemacht worden sind, weil das ganze über den WEV gelaufen ist. 
Aber noch einmal: Können wir das nächste Mal weitermachen und wenn ich die Unterlagen 
habe. Hier steht eine Beschuldigung, die ich mir so nicht gefallen lassen kann. Lassen sie 
mir bitte Zeit, dass ich das machen kann. Haben Sie sonst noch etwas zu sagen? 
Mag. Harald Kohlberger: Punkt. Ich habe sonst nichts zu dem Bericht, außer dass ich das 
Wort Beschuldigung nicht für mich verwende, sondern dass sind die Dinge, die wir im 
Prüfungsausschuss festgestellt haben. Und das sind einfach die Tatsachen über die wir 
berichten. Und das ist keine Beschuldigung. 
Bgm. Johannes Gaderer: Lassen sie mich das klären, dann sehen wir weiter, Herr 
Magister. Dann können sie weiter Beschuldigungen machen und auf mich losgehen. 
Mag. Harald Kohlberger: Die Opfer-Täter-Umkehr wird nicht funktionieren. 
Bgm. Johannes Gaderer: Das glaube ich eh. 
 
Diese Änderung wird hiermit von Vizebgm. Karl Nußbaumer beantragt, die 
Gemeinderäte werden um ein Zeichen mit der Hand ersucht. 
Beschluss: einstimmig 
 
Ende: 23.15 Uhr 
 
Der Bürgermeister:                            Der Schriftführer: 
 
 
 
 
 
(Johannes Gaderer)                  (VB Hubert Daxner) 
 
Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde am 2. 1. 2018 an die 
Fraktionsobleute abgeschickt.  
 
Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 
Einwendungen genehmigt. 
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